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ANTISEMITISMUS. Zur Studie der
Universität Leipzig über wachsenden
Antisemitismus erklärt die innenpoliti-
sche Sprecherin der PDS-Bundestags-
fraktion, Ulla Jelpke: Die Studie bestä-
tigt meine Befürchtungen und Erfah-
rungen. Die Bundesregierung hatte erst
kürzlich auf meine Anfrage mitgeteilt,
dass im zweiten Quartal 2002 die Zahl
der amtlich erfassten antisemitischen
Straftaten gegenüber dem ersten Quar-
tal um 150 Prozent angestiegen ist. Auch
die offizielle Politik leistet antisemiti-
schen und fremdenfeindlichen Positio-
nen in der Bevölkerung wieder zuneh-
mend Vorschub. Wenn Leute wie Schill,
Stoiber und Möllemann die Backen so
mit fremdenfeindlichen und antisemiti-
schen Sprüchen aufblasen wie in den
letzten Wochen und Monaten,wundert es
mich nicht, wenn sich auch in der Bevöl-
kerung offener Antisemitismus breit
macht. Zwei Jahre nach den Anschlägen
auf jüdische Menschen und Einrichtun-
gen und der großen Demonstration in
Berlin zum Jahrestag der Reichspogrom-
nacht hat auch die Bundesregierung den
„Aufstand der Anständigen“ wieder ab-
geblasen. Innenminister Schily will von
Aufklärungsarbeit gegen Rechtsextre-
mismus nichts mehr wissen. Im Haushalt
2003 will er nur 3 Millionen ‡ für Auf-
klärungsarbeit gegen Rechtsextre-
mismus und nur 2,8 Millionen ‡ für den
Schutz jüdischer Friedhöfe bereit stellen.

SOZIALE GRUNDSICHERUNG: Zu Er-
klärungen aus CDU/CSU, das Grundsi-
cherungsgesetz (GSiG) dürfe nicht zum
1.Januar 2003 in Kraft treten,erklärt der
behindertenpolitische Sprecher der
PDS-Bundestagsfraktion, Ilja Seifert:
Von einer schwarz-gelben Koalition ha-
ben Menschen mit Behinderungen wenig
Positives zu erwarten. Die Ankündigung
von CDU/CSU, das Grundsicherungsge-
setz nicht zum 1.1.2003 in Kraft zu set-
zen, ist ein Affront gegen Menschen mit
Behinderungen und im Alter. Etliche von
ihnen sind existentiell auf sozialhilfeun-
abhängige Leistungen angewiesen. Für
viele Menschen, die bei Geburt oder in
Kindheit/Jugend eine erhebliche Schä-
digung oder Beeinträchtigung erlitten
und daher voll erwerbsgemindert sind,
ist die Grundsicherung ab dem 18. Le-
bensjahr eine Verbesserung. Sie kann
auch Eltern bzw. Angehörige entlasten.
Die jetzt einzuführende Grundsicherung
geht zwar nicht so weit wie jene, die z. B.
in der DDR mit dem Begriff „Invaliden-
rente“ verbunden war. Sie erreicht auch
nicht das Niveau einer „einheitlichen be-
darfsorientierten Grundsicherung“ wie
von der PDS gefordert. Aber sie ist den-
noch ein Schritt in die richtige Richtung,
den es künftig auszubauen gilt. Die Ver-
abschiedung des Grundsicherungsgeset-
zes stand allerdings unter keinem guten
Stern. Begleitend zur „Riester-Rente“
wurde sie als eine Art Bonbon „beige-
packt“, um das Abgehen von der solida-
risch finanzierten gesetzlichen Renten-

versicherung zu versüßen. Und sie sollte
auch die schrittweise Abschaffung der
traditionellen Berufsunfähigkeits- und
Erwerbsminderungsrenten „kompensie-
ren“, die für die nach 1960 Geborenen de
facto einen Zwang zu privater Absiche-
rung nötig macht. Mit dem Grundsiche-
rungsgesetz bastelte die Bundesregie-
rung im Hinblick auf die Finanzierung
der Leistungen eine Mogelpackung. Die
ab 1.1.2003 entstehenden Mehrausgaben
(nach Angaben der Bundesregierung
zwischen 1,8 und 2,17 Mrd. ‡ pro Jahr)
sollen für eine Dauer von fünf Jahren nur
in Höhe von 307 Mio. ‡ pro Jahr durch
den Bund übernommen werden.Der Rest
wäre vor allem von Kreisen, kreisfreien
Städten und Ländern aufzubringen.Hier
liegt in der Tat ein rot-grüner Konstruk-
tionsfehler nach Art des Hauses Eichel
vor. Die Lösung darf nicht – wie jetzt bei
CDU/CSU – heißen „weg mit der Grund-
sicherung“, sondern bessere Finanzaus-
stattung der Städte und Gemeinden. Das
fordert die PDS schon lange.

V-LEUTE: Aus einem Artikel der PDS-
Abgeordneten Ulla Jelpke entnahmen
wir folgende Angaben zur Entwicklung
und Planung bei der Bundespolizei und
den Geheimdiensten: Bundeskriminal-
amt: 1999, im ersten Jahr von Rot-Grün,
lag die Personalstärke des BKA schon bei
stattlichen 4518 Beschäftigten. Diese
überdimensionierte Behörde wurde nach
dem 11. September 2001 in einem Tempo
ausgebaut, dass jeder CSU-Innenpoliti-
ker neidisch werden mußte. 4871 Beam-
te, Angestellte und Arbeiter sollen 2003
beim BKA beschäftigt sein, 353 mehr als
im ersten Jahr dieser Regierung. Noch
steiler stieg das Budget des Amtes: von
275 Millionen Euro (1999) auf 394 Milli-
onen Euro (2003). Ein Plus von 43,3 Pro-
zent.Von wegen „schlanker Staat“! Das
für seine V-Leute-Skandale berüchtigte
Bundesamt für Verfassungsschutz be-
kommt ebenfalls eine Steigerung seines
Etats, von der alle SozialpolitikerInnen
und vor allem die auf Sozialleistungen
Angewiesenen nur träumen können.
Statt mit 114,7 Millionen Euro (1999)
dürfen VS-Chef Fromm und seine Leute
im nächsten Jahr mit 154 Millionen Eu-
ro rechnen, 34,3 Prozent mehr.Viele neue
V-Leute können damit bezahlt werden –
mit welchen Folgen für die innere Si-
cherheit, insbesondere für die persönli-
che Sicherheit von Flüchtlingen und Mi-
grantInnen, zeigt ein Blick in die monat-
liche Statistik rechter Gewalt. Der mit
Abstand größte Zuwachs findet sich im
Titel „Beschaffungen für die Bereit-
schaftspolizeien der Länder“. Diese
meist in Panzerkleidung auftretenden
Einheiten sollen im nächsten Jahr 235
Prozent mehr bekommen.Statt 5,2 Milli-
onen Euro (2002) will Schily ihnen näch-
stes Jahr 17,5 Millionen Euro zukommen
lassen – neue schicke Panzerkleidung
vermutlich, Wasserwerfer, Knüppel und
NATO-Draht.
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Der Aufmarsch am Golf ist im Gange

Seit Monaten schon baut die US-Army
ihre Stützpunkte in den kleinen,dem Irak
benachbarten Golfstaaten aus. Der Luft-
waffenstützpunkt Al Udeid in Katar –
hier sind inzwischen einige Tausend Sol-
daten und ca. 50 Flugzeuge stationiert –
wurde in den letzten Monaten kräftig
aufgerüstet. In Kuweit befinden sich ins-
gesamt ca. 8 000 US-Soldaten, die große
amerikanische Militärbasis Camp Doha
wurde als Operationszentrale des Zen-
tralkommandos der US-Streitkräfte aus-
gebaut. In Bahrein, der wichtigsten Ma-
rinebasis der USA im Persischen Golf,
warten inzwischen über 4.000 Matrosen
und Marines auf einen Einsatz. In Jorda-
nien hat das Pentagon zwei Start- und
Landebahnen für größere Flugzeuge
bauen lassen; hier fand im August ein
großes Manöver mit mehreren Tausend
US-Soldaten statt. In der Türkei sollen
die US-Truppen von zuvor ca. 7 000 auf
zur Zeit 25 000 Soldaten aufgestockt
worden sein. Ende August erreichte ein
von der US-Marine gechartertes Han-
delsschiff mit schweren Kampfpanzern
die Region – das dritte innerhalb eines
Monats. Insgesamt hat die Marine bisher
Verträge über zehn große zivile Trans-
portschiffe für den Transport von Pan-
zern und anderem schweren Gerät unter-
zeichnet. Von der US-Air-Base auf dem
Rhein-Main-Flughafen werden außerge-
wöhnlich viele Flugbewegungen gemel-
det. Während zwischen November 2001
und Juli 2002 im Durchschnitt täglich 15
bis 20 Galaxys – die größten Transport-
flugzeuge der Welt – und andere Militär-
flugzeuge starteten oder landeten,sind es
seit Juli 20 bis 30, an manchen Tagen bis
zu 45 Flugbewegungen. Ein Teil davon
wird sogar über die Startbahn West des
Frankfurter Flughafens abgewickelt.An-
geblich handelt es sich um Hilfsflüge für
Afghanistan. Doch die Vollversammlung
der in der BRD tätigen internationalen
Fluggesellschaften (BARIG) hat als Ziel
der meisten Maschinen Katar ausge-
macht.1

Insgesamt befinden sich rund 37.000
US-Soldaten in der Golfregion – 12.000
mehr als im März – und 27.000 britische
– sie wurden um 7.000 aufgestockt. In der
Nacht zum 6. September flogen US- und
britische Bomber schwere Angriffe auf
den Stellungen im Irak nahe der jordani-
schen Grenze – nach einigen Berichten
die schwersten seit vier Jahren. Der bri-
tische Daily Telegraph berichtete, die
Kampfflugzeuge hätten irakische Luft-
abwehrstellungen zerstören sollen,damit
zur Vorbereitung einer späteren Offensi-
ve Eliteeinheiten mit Hubschraubern
über Jordanien und Saudi-Arabien nach
Irak fliegen könnten.

Die Option des Angriffskrieges

Am 12. September will Bush, so melde-
ten die internationalen Medien am 9.9.,
vor der UN-Generalversammlung eine
Rede halten. Darin werde er der UNO ein
Ultimatum stellen, die Rückkehr von
Waffeninspekteuren in den Irak unter
Einsatz aller Mittel durchzusetzen. An-
dernfalls würden die USA und Großbri-
tannien „die notwendigen Abrüstungs-
maßnahmen im Irak durchsetzen“, wie
die Neue Zürcher Zeitung unter Beru-
fung auf Quellen in Washington schreibt.
(9.9.) Nach Angaben aus Regierungskrei-
sen arbeiten die USA an einer Resolution
des UN-Sicherheitsrates, in der der Irak
unter Androhung eines Militärschlages
aufgefordert wird, sofort „gründliche
Waffeninspektionen“ zuzulassen.

US-Vizepräsident Cheney hat aller-
dings in seiner am 26.August in Nashvil-
le gehaltenen Rede betont, dass der Irak
auch mit einer Zustimmung zur Wieder-
aufnahme der Waffeninspektionen den
Krieg nicht abwenden könne. Denn ihm
sei nicht zu trauen, er wolle dadurch nur
Zeit gewinnen und diese Zeit zur An-
häufung von Massenvernichtungsmitteln
nutzen.2 Die USA, so Cheney, müssten
„den Begriff Krieg neu definierten. Das
bedeutet, dass unsere Streitkräfte über
jedes Mittel verfügen müssen,um auf jeg-
liche gegen uns gerichtete Bedrohung
reagieren zu können.Es bedeutet,dass je-
den Feind, der ein Komplott gegen die
Vereinigten Staaten oder unsere Freunde
schmiedet, eine schnelle, entschiedene
und verheerende Reaktion erwartet.“
Unmissverständlich sprach er sich für ei-
nen Angriff gegen den Irak zum Sturz von
Saddam Hussein aus.

Dieser Angriff richtete sich nicht nur
gegen den Irak. Er hebelte das in der
Charta der Vereinten Nationen veranker-
te Aggressionsverbot aus3 und zerstörte

damit letztlich die UNO.
Die USA haben nach dem 11.9. begon-

nen, ihre Militärdoktrin neu zu formulie-
ren. Demzufolge behalten sie sich das
Mittel von Angriffskriegen, einschließ-
lich nuklearer Angriffe, an jedem Ort der
Welt zum Zweck der Neuordnung der
Welt vor. Im Zuge der Umsetzung dieser
Doktrin entsteht zum 1.Oktober 2002 ein
neues militärisches Machtzentrum, „ein
Oberkommando, dem Frühwarnsysteme
und Satelliten, Raketenabwehrsysteme
und strategische Angriffsraketen, strate-
gische Mittel für konventionelle und nu-
kleare Angriffsoptionen unterstellt wer-
den. Washington plant eine integrierte
Kommandozentrale für – auch präventi-
ve – strategische Angriffe, strategische
Vergeltungsangriffe und strategische
Verteidigung.“4 Erstmals richten die
USA Militäroberkommandos für aus-
nahmslos die ganze Welt, für jeden Win-
kel der Erde ein.

Unsicherheitsfaktoren

Beim Aufbau des Kriegstheaters haben
die US-Strategen viele Probleme und
nicht nur die Frage zu lösen, wie der Irak
militärisch zu bezwingen ist. Als große
Flottenmacht brauchen die USA eine
monatelange Vorlaufzeit für den Auf-
marsch. Sie müssen den Aufmarsch, der
nicht verborgen werden kann und dem
Feind auch den Ernst seiner Lage vor Au-
gen führen soll, nach innen und außen le-
gitimieren.

In den USA ist die Kriegsstimmung ge-
sunken. Umfragen zufolge befürwortet
Ende August gerade noch die Hälfte der
Befragten einen Krieg gegen den Irak ge-
genüber über 74% im November letzten
Jahres. Grund dürfte sein, dass mit den
Kriegsplänen auch die wirtschaftlichen,
politischen und militärischen Risiken
Gestalt annehmen. Das Kriegsgeschrei,

Die rot-grüne Regierung und der drohende
Irak-Krieg

US-Fallschirmjäger vor dem Absprung
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verbunden mit immer neuen „Ent-
hüllungen“ über Saddam Husseins
Massenvernichtungsmittel auf der
einen, über seine Verbindungen zu Al
Qaida auf der anderen Seite, ver-
bunden auch mit der Beschwörung
umfassender terroristischer Bedro-
hungsszenarien rund um dem 11.9.,
zielt nicht zuletzt auf die öffentliche
Meinung in den USA selbst.

Von den Veto-Mächten im Sicher-
heitsrat trägt bisher nur Großbri-
tannien unverbrüchlich alle Optio-
nen mit, die sich die USA offen hal-
ten. Tatsächlich ist Großbritannien,
das traditionell starke Interessen in
der Golfregion hat, als Flottenmacht
in einer ähnlichen Lage wie die USA,
d.h.benötigt lange Aufmarschzeiten.
Frankreich, mit der arabischen Welt
durch ein Meer verbunden, plädiert
für eine Entscheidung durch den
UN-Sicherheitsrat. China und Russ-
land warnten am 22. August in einer
gemeinsamen Erklärung, wenn auch
indirekt, vor „Alleingängen“. Die
Drohung mit eben solchen „Allein-
gängen“ ergänzt die mit Sicherheit
intensiven diplomatischen Bemü-
hungen der USA, diese beiden Län-
der zumindest von einem Veto im Si-
cherheitsrat abzubringen.

Ein großer Unsicherheitsfaktor
für die USA liegt in der arabischen
und muslimischen Welt und in den
direkten Nachbarländern. Die poli-
tische Situation in der Türkei, die als
Aufmarschgebiet für den Krieg ge-
gen den Irak unverzichtbar ist, ist al-
les andere als stabil. Die iranische
Regierung ließ am 26. August durch
einen Sprecher des Außenministeriums
erklären, sie stufe einen US-Angriff auf
Irak als Bedrohung für die „nationalen
Interessen und den Weltfrieden“ ein. In
einem solche Fall werde sein Land nicht
neutral bleiben. Die arabische Liga be-
kräftigte am 4. September in einer Er-
klärung, die US-Pläne zum Sturz Sad-
dams seien der Anfang eines Angriffs auf
die Sicherheit und Unabhängigkeit der
gesamten arabischen Welt. Der ägypti-
sche Präsident warnte die USA vor dem
„Zorn der arabischen Straße“, das sau-
dische Königshaus sprach von der Gefahr
eines „neuen Vietnams“.5 Auch wenn so
manche arabische Regierung so redet und
anders handelt, ist das Risiko offen aus-
brechender und sich zuspitzender Kon-
flikte mit der arabischen Welt für die
USA hoch.

Was ist Schröders Nein wert?

Schröder hat im sog. „TV-Duell“ mit
Stoiber „ohne Wenn und Aber“ erklärt,
unter seiner Führung käme eine Beteili-
gung der Bundesrepublik an einem Krieg
gegen den Irak nicht in Frage, weder zur
Durchsetzung von Waffeninspektionen
und schon gar nicht zur Durchsetzung ei-
nes Machtwechsels.

Die Bundeswehr ist durch ihren Ein-
satz auf dem Balkan und in Afghanistan

und durch die Stationierung in verschie-
denen Regionen bis an die Grenze belas-
tet. Sie ist in nächster Zeit deshalb auch
kaum in der Lage, nennenswert militäri-
sche Unterstützung anzubieten. Umge-
kehrt: Während die USA auf die Unter-
stützung durch britische Truppen kaum
verzichten könnten, sind sie auf militäri-
schen Beistand durch die Bundeswehr im
Irak auch nicht angewiesen. Über die
Ernsthaftigkeit der von Schröder ange-
sagten Verweigerung entscheiden des-
halb andere Gesichtspunkte.

Wer der Konzeption der USA, die auf
absoluter militärischer Übermacht, auf
der Zerstörung des Rechts in den inter-
nationalen Beziehungen und auf der Op-
tion des Angriffskrieges basiert, wirklich
etwas entgegensetzen will, der muss eine
Politik entwickeln, die geeignet ist, die
tiefen Konflikte in der Welt friedlich zu
lösen. Um ein auch im Zusammenhang
mit dem drohenden Irak-Krieg wichtiges
Beispiel zu nennen: Die rot-grüne Regie-
rung könnte, ohne Anmaßung, überall in
der Welt mitreden zu wollen, durch eine
Änderung der deutschen Türkeipolitik,
durch Unterstützung einer friedlichen
Lösung der Kurdenfrage eine solche Per-
spektive eröffnen. Das hat sie in den vier
Jahren nicht getan, und auf eine solche
Wendung wartet man auch jetzt verge-

blich.
Wer dem drohenden Krieg gegen

den Irak wirklich entgegentreten
will, der muss heute den Auf-
marsch stören. Die Bundesregie-
rung könnte durch Bemühungen
zum Aufbau einer internationalen
Allianz,die die europäischen Staa-
ten ebenso einschließt wie Russ-
land, China oder Indien, dazu bei-
tragen, unter dem Dach der UNO
eine zivile Lösung der Irak-Frage
durch Wiederzulassung der UN-
Inspektoren bei gleichzeitiger Auf-
hebung des Embargos zu erarbei-
ten. Die Bundesregierung könnte
die ABC-Spürpanzer und die 52
Soldaten aus Kuweit ebenso zu-
rückziehen wie die Seefernaufklä-
rer vom Horn von Afrika, um dem
„Nein“ Gewicht zu verleihen. Das
unterlässt sie.

Ebenso unterlässt sie auch nur
die leiseste Andeutung, dass sie
US-Angriffsflügen die Überflug-
rechte über deutschen Luftraum
verweigert. Sie könnte sogar ohne
Rechtsbruch die Nutzungsrechte
der USA auf ihren Basen in
Deutschland einschränken. Diese
Auskunft gab Reinhard Mutz, Vi-
zedirektor des Instituts für Frie-
densforschung und Sicherheitspo-
litik in Hamburg. Nach dem Zu-
satzabkommen zum NATO-Trup-
penstatut beschränkten sich die
uneingeschränkten Nutzungs-
rechte auf den Verteidigungsfall
und auf UN-Missionen. Beides ist
im drohenden Krieg gegen den
Irak nicht gegeben.1 Schließlich

könnte sie erklären,dass sie den Krieg ge-
gen den Irak finanziell nicht unterstüt-
zen wird, und, wie es die PDS fordert, im
NATO-Rat die Aufhebung des Bündnis-
falles beantragen. Das alles tut die
Bundesregierung nicht. Stoiber warf
Schröder vor, die Drohkulisse gegen den
Irak zu beschädigen. Schröder, der weiß,
dass die Bundesrepublik für den Aufbau
der Drohkulisse nicht erforderlich ist,
schwieg dazu. Möglichkeiten, den Auf-
bau der Drohkulisse wirklich zu stören,
hat sie, nimmt sie aber nicht wahr, in der
Hoffnung, nach gewonnenen Wahlen
werde sich schon ein Weg finden, vom
„Nein“ dann wieder gänzlich abzurü-
cken. scc
1 Vorbereitungen für einen Krieg rollen über

Rhein-Main, unter: www.friedensratschlag.de
2 „Die Risiken der Untätigkeit sind sehr viel

größer als die Risiken des Handelns“ – doku-
mentiert in der Übersetzung durch die US-Bot-
schaft unter: www.friedensratschlag.de

3 Artikel 2.4. der UN-Charta lautet. Alle Mit-
glieder unterlassen in ihren internationalen
Beziehungen jede gegen die territoriale Un-
versehrtheit oder die politische Unabhängig-
keit eines Staates gerichtete oder sonst mit den
Zielen der Vereinten Nationen unvereinbare
Androhung oder Anwendung von Gewalt.

4 Otfried Nassauer in der FR am 15.7.02
5 Chronik eines angekündigten Krieges. Quelle:

www.uni-kassel.de/fb10/frieden/regionen/
Irak/Chronik/Welcome.html

Die rot-grüne Bundesregierung hat ein gewaltigs
Aufrüstungsprogramm in Gang gesetzt, das u.a. den
Bau des europäischen Großraumflugzeuges A400 M
(Bild) beinhaltet, das den Transport von Einheiten
und Ausrüstung über große Distanzen erlaubt, sowie
die Entwicklung von Marschflugkörpern, lenkbaren
Flugbomben und Kampfdrohnen, mit denen die
Bundeswehr sich in die Lage versetzt, präzise An-
griffe über große Distanzen zu führen.

Der Spürpanzer Fuchs ist in Kuweit stationiert
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Der bayerische Ministerpräsident wird
wissen, dass der Einfluss der Politik auf
die Konjunktur begrenzt ist. Vorausset-
zung für eine gelingende Staatsinterven-
tion ist eine angemessene Analyse der
konkreten Problemlage.Stoibers Grund-
satzabteilung meint offenbar, Ursache
der Stagnation seien die besonders im
Niedriglohnbereich zu hohen Lohnkos-
ten sowie der innerbetriebliche Schutz
der Beschäftigten.Tarifverträge und Ge-
werkschaften, das Betriebsverfassungs-
gesetz und die Betriebsräte,das halte den
Mittelstand von Investitionen ab. Ein
Sieg der Union werde den Mittelstand er-
mutigen, seine Geschäftstätigkeit auszu-
dehnen.

Darüber, dass die gegenwärtige Krise
ihren Ausgangspunkt in der großen In-
dustrie und bei den modernsten Techno-
logien hat, schweigt der CSUler. Dabei
könnte gerade die CSU hier einen Er-
kenntnisfortschritt erzielen. Schließlich
hat man in Bayern, für Bayern usw. voll
auf die so genannten Zukunftstechnolo-
gien gesetzt und dafür jetzt die höchsten
Zuwachsraten bei der Arbeitslosigkeit.
Inzwischen ist es so weit gekommen,dass
der Münchner Stadtrat auf Initiative der
CSU an den Siemens-Vorstand heran-
tritt, um einen Vorschlag des Gesamtbe-
triebsrates zu unterstützen, der die Ein-
führung der 4-Tage-Woche im IT-Bereich
zur Vermeidung von Entlassungen vor-
sieht. Siemens will IT-Ingenieure zu Tau-
senden entlassen. Sie geben ihren Fir-
menlabtop ab, es bleibt die Lederhose.
Skurril auch das Vorhaben der Staatsre-
gierung,gegen den Willen der Stadt Mün-
chen deren Hauptbahnhof mit dem Flug-
hafen durch eine Magnetschwebebahn zu
verbinden. Der Lehrsatz heißt, dass
staatlich finanzierte hochmoderne Infra-
struktur die Wirtschaft fördert, aber der
Fall beweist, dass die bayerische Staats-
regierung den Blick für die Relationen
verliert.Stoibers Berater handelten inso-
fern weise,als sie dem Kandidaten unter-
sagten, allzu detailliert in den Medizin-
schränkchen der CSU herumzukramen.
Die dort lagernden Medikamente sind
abgelaufen, manche davon reines Gift.

Der Union wie auch der FDP bleibt
nur noch übrig,die psychologischen Fak-
toren zu beschwören, die durch eine ar-
beitnehmerfeindliche und unternehmer-
freundliche Regierung angeblich ge-
weckt werden. Ob sich die Unternehmer,
besonders die kleinen, tatsächlich auf die
scharfen Klassenkämpfe, die Demotivie-
rung der Lohnabhängigen bis hin zur in-
neren Kündigung freuen, die einer der-
artigen Missachtung des Faktors Ar-
beitskraft folgen müssten? 

Wahr ist wohl, dass eine Regierung
Stoiber/Westerwelle versuchen würde,

die Erwerbstätigkeit zur Begünstigung
sog. Existenzgründungen zu heben. Dies
würde dann, wenn schon nicht die Kon-
junktur,so doch wenigstens die Stabilität
des Gesamtsystems heben, die Schei-
ternden müssten sich als ihres Unglücks
eigener Schmied fühlen und täten als
Überschuldete gut daran,ihre Ansprüche
herunterzuschrauben und auch sonst
hübsch ruhig zu bleiben.

Stoibers Vorstellung als sozial einge-
stellter, kompetenter Wirtschafts- und
Sozialpolitiker ist schwach, sie beein-
druckt nur,weil die SPD ihn spielen lässt.
Sie lässt ihn spielen, weil sie muss. Die
Regierung Schröder / Fischer hatte er-
wartet, dass ihre Politik der steuerlichen
Entlastung des Kapitals dem Auf-
schwung, der weltweit erwartet worden
war, zusätzlich Zunder geben würde. Ge-
schmückt werden sollte das Ganze durch
eine spezielle Konjunktur auf dem Sek-
tor Ökologie und begleitet durch Maß-
nahmen zur „Aktivierung“ der Sozial-
hilfeempfänger bzw. Arbeitslosen. Die-
ses Szenario hat sich nicht entwickelt.
Nun ist man ratlos, sogar apathisch.

So entsteht für Stoiber die Möglich-
keit, brutale Verschlechterungen der
Marktposition der Arbeitskraft als
Wachstumsimpulse zu verkaufen. Kurz
zusammengefasst: Stoiber verspricht,
dass die Gesamtlohnsumme steigen wer-
de, wenn man nur bereit sei, die Einkom-
men der Einzelnen zu reduzieren. Er ver-
spricht Lohnsteigerung durch Lohnsen-
kung. Er wird seine Versprechen mindes-
tens teilweise einhalten.

Die Tarnung Stoibers als Menschen-
freund ist schon auf dem Feld der Wirt-
schafts- und Sozialpolitik schwach. Um
so erstaunlicher,dass diese schwache Vor-
spiegelung die menschenrechtlich und
unter Demokratiegesichtspunkten äu-
ßerst problematischen Vorhaben der CSU
zu Fragen der inneren Sicherheit, der
Entrechtung von Migranten und Flücht-
lingen,zur Ordnung der Welt durch Über-
macht und Bedrohung verdeckt.Wenn es
sich aber so verhält, dass die im Sektor
Meinungsbildung beruflich Engagierten
diese Sachverhalte nicht aufdecken wol-
len, vielleicht, weil sie sich einkommens-
mäßig zu den durch die so genannte So-
zialpolitik der CSU Begünstigten zählen?
So ließe sich auch verstehen, wieso die
von Stoibers vorgesehene Revisionspoli-
tik gegen die Nachbarn im Osten nicht
breit diskutiert wird. Das von der Union
ausgebreitete Material und die Darstel-
lung Stoibers in der Öffentlichkeit lau-
fen so weit auseinander, dass man eine
tiefgreifende Korrumpierung der Medien
feststellen muss. Man hat sogar verges-
sen, dass die Union zur Begründung ih-
rer ausländerfeindlichen Politik die Ver-
brechen der Faschisten heran zog, die sie
auf diesem Wege herausgefordert und er-
mutigt hat. Das Bündnis mit Leuten wie
Schill zeigt, dass die Union mit dem
Rechtsradikalismus rechnet (siehe auch
den folgenden Artikel).

Themen genug, aber nein, alles kon-

zentriert sich auf das Blendwerk,wonach
die Verschlechterung der Situation der
Lohnabhängigen der Verbesserung ihrer
Lage dient. Real handelt es sich um eine
Politik der politischen Absicherung der
Vorteile der Bevorzugten. Deswegen ist
die Koalition mit der FDP auch die ein-
zige Möglichkeit, die Stoiber zur Auf-
richtung einer Regierung sieht.Er spricht
sich strikt gegen die Möglichkeit einer
großen Koalition aus. Aus dieser Grenz-
ziehung können politisch Kundige
schließen, wie weit eine Regierung Stoi-
ber zu gehen wünscht.Weiter nach rechts,
als es eine sozial- und wirtschaftspoli-
tisch ohnehin rechtsverschobene SPD
hinnehmen könnte.

Dass sich diese für die politische
Untersuchung leicht greifbaren Sachver-
halte in der öffentlichen Meinung nicht
angemessen abbilden, hängt zum einen
damit zusammen, dass die SPD die Kon-
frontation mit der Union auf diesen Fel-
dern nicht sucht, nicht nachbohrt, nichts
festlegt und sich sozial- und wirtschafts-
politisch alle Türen für eine große Koali-
tion offen hält. Ein anderer Grund ist die
atemberaubende Entwicklung der rot-
grünen Friedenspolitik,besser gesagt der
ideologische Schlagabtausch mit dem
US-Präsidenten Bush. Mit einem Schlag
hat Schröder eine Lage geschaffen, in der
die wahren Beziehungen im Parteienla-
ger verunklart werden. Bislang standen
nämlich die SPD und die Grünen in der
Gefahr, mit jedem Schritt der Militari-
sierung die PDS zu stabilisieren, in ge-
wissem Grade sogar aufzubauen. Nun
hat Schröder seine Absage formuliert  (s.
auch S. 3f.). Das bringt SPD-Wähler zu-
rück. Und da gibt es ein Zusammenspiel
mit den Umfragewerten. Sobald die SPD
mit der Union gleichauf kommt, mag es
für PDS-Wählerinnen und Wähler sinn-
voll scheinen,diesmal um des lieben Frie-
dens willen SPD oder Grüne zu wählen.
Für die SPD und die Grünen ergibt sich
daraus die Möglichkeit, zwei Mal zu ge-
winnen.Fällt die PDS heraus,würde sich
eine relative Mehrheit für Rot-Grün in ei-
ne absolute Mehrheit verwandelt. Fiele
aber der Sieg auf diesem Wege der
UNION mit der FDP zu, stünden die SPD
und die GRÜNEN blütenweiß gereinigt,
als Friedenskraft gestählt, in der Oppo-
sition. Klappt die Ausgrenzung der PDS
nicht, so hat Schröder klargemacht, dass
die SPD, falls stärkste Partei, sich dann
um eine große Koalition bemühen wür-
de.

So zeichnet sich zum Ende des Wahl-
kampfes immer deutlicher die Gefahr ab,
dass die PDS unter die Räder kommt,
während die wesentlichen sozial- und
wirtschaftspolitischen Ziele der Besser-
verdienenden allseitig gefördert werden
und die SPD entweder nach einer
Niederlage zusammen mit den Grünen in
der Lage wäre, die Führung der Frie-
denskräfte zu reklamieren, oder im Falle
eines Sieges die nötigen Schwenks in
Richtung Bündnistreue und Großmacht-
politik vollstrecken kann, ohne Wasser

Stoibers Ziele, 
Schröders Taktik, 
PDS in Gefahr
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auf die Mühlen
einer PDS-Kon-
kurrenz zu lei-
ten, ähnliches
gilt für die Sozi-
alpolitik.

Die PDS hatte
es in diesem
Wahlkampf
schwer. Der Par-
tei ist es in den
letzten Jahren
nicht gelungen,
ihr Konzept der
Kritik der Kapi-
taldominanz ge-
gen die reale Po-
litik von Union
und FDP zu ent-
wickeln, die Ka-
pitaldominanz
für eine gesell-
schaftliche Na-
turnotwendig-
keit halten. Dies
wäre aber die
Voraussetzung dafür gewesen, sich aus
eigener Kompetenz mit den kapitalkri-
tischen gesellschaftlichen Bewegungen
und Kräften zu verbinden. Stattdessen
ist man den leichten Weg gegangen, kri-
tische Positionen aufzugreifen, die SPD
und Grünen auf ihrem Weg in die Regie-
rung fallen ließen. Man hat versucht,
Rot-Grün mit deren alten Beschlüsse zu
konfrontieren. Auf diesen Weg hat Gre-
gor Gysi die Bundestagsfraktion in den
Wahlkampf 1998 und die darauf folgen-
de Legislaturperiode geführt. Markant
und öffentlichkeitswirksam wurde das
in der Friedensfrage. Nun hat die SPD
die Gelegenheit ergriffen, den durch die
PDS markierten Unterschied zu verwi-
schen. Schröder hat das lediglich eine
staatsmännische Ankündigung gekostet,
die sich später immer relativieren lassen
wird. Wer Schröder jetzt glauben möch-
te, kann die PDS für nunmehr funk-
tionslos halten.

Man muss bei solchen Überlegungen
immer beachten, dass in der konkreten
Konstellation kleine Verschiebungen viel
bewirken können. Zum Glück wurde in
den letzten Wochen wenigstens klar, wie
prekär die Situation der PDS ist. Aber
eine Korrektur der unzulänglichen poli-
tischen Strategie wird eine geraume Zeit
beanspruchen. Nur gewarnt werden
kann vor der Ansicht, die PDS würde,
falls von Schröder übertölpelt und aus
dem Bundestag verdrängt, im außerpar-
lamentarischen Wirken erstarken. Ihre
Aufgabe wäre ja gerade, die Kritik kapi-
taldominierter Politik und Gesetzge-
bung konkret zu entwickeln und sich den
sozialen und politischen Bewegungen
der Zeit in der nächsten Legislaturpe-
riode hoffentlich nützlicher zu machen
als in der jetzt ablaufenden. Und das ist
in der Konfrontation im Bundestag
leichter als in der Konfrontation mit dem
Bundestag.

maf

Ein Schreibtischtäter
geht zur Sache
In seiner Rede vor dem Bundestag (Auszü-
ge siehe unten) greift Schill auf Denkmus-
ter zurück, die den furchtbarsten Verbre-
chen den Boden bereiteten. Er nimmt den
„Ausländer“, den Flüchtling, den Fremden
aus der mitmenschlichen Identität und Soli-
darität heraus und präpariert ihn als eigent-
liche Ursache für die mit der Flutkatastro-
phe verbundenen Belastungen, ja generell
als Hemmnis und Störfaktor für die Entfal-
tung deutscher Tüchtigkeit. Er schafft ein
Feindbild und facht zugleich das in der deut-
schen Ideologie so fest verwurzelte, völlig
irreale, in seiner Konsequenz für andere le-
bensgefährliche deutsche Überlegenheits-
denken an. scc

Dokumentiert:

Auszug aus der Rede Schills am 29.8.

vor dem Dtsch. Bundestag

(…)
Wie konnte es dazu kommen, obwohl

doch die Menschen unseres Landes an-
erkanntermaßen zu den tüchtigsten Eu-
ropas gehören? Unsere tüchtigen Bürger
klagen an,auf welche verschwenderische
Weise deutsche Politiker in den vergan-
genen Jahrzehnten mit dem Geld umge-
gangen sind. Unsere tüchtigen Bürger
klagen zum Beispiel diejenigen Politiker
an, die sich darin gefallen haben, in den
letzten Jahrzehnten mit dem Kelch der
Barmherzigkeit, gefüllt mit deutschen
Steuergeldern, durch die ganze Welt zu
ziehen und bei irgendwelchen Katastro-
phen die betroffenen Menschen hierher
zu holen. Jeder, der dagegen etwas gesagt
hat, wurde als ausländerfeindlich- bzw.
als menschenunfreundlich diffamiert.

Jetzt wundert sich die ganze Welt,dass
Deutschland noch nicht einmal in der

Lage ist, der in Not geratenen Bevölke-
rung aus eigener Kraft zu helfen, ohne
die Steuer zu erhöhen womit gleichzeitig
die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft er-
drosselt wird. Die ganze Welt wundert
sich mittlerweile darüber, was aus die-
sem Deutschland geworden ist.

Wir bilden das Schlusslicht in Euro-
pa,was Sie teilweise zu verantworten ha-
ben.

Es hat in den letzten 30 Jahren eine
massive Zuwanderung stattgefunden,
die zulasten der Sozialkassen geht.

(Ludwig Stiegler [SPD]: Sie müssen
zur Sache reden!)

– Ich rede zur Sache. Es besteht näm-
lich aufgrund der Flutkatastrophe die
Notwendigkeit, die Steuern zu erhöhen.
Mit den Ursachen für diese Notwendig-
keit sollten Sie sich einmal befassen;
denn Sie gehören zu den Verantwort-
lichen. – Wie gesagt, es hat eine Zuwan-
derung stattgefunden, die zulasten der
Sozialkassen geht. Obwohl es eine Ver-
doppelung der Zahl der Ausländer seit
1972, also in den letzten 30 Jahren, gege-
ben hat – ich sage das in aller Deutlich-
keit -, waren 1972 mehr ausländische
Mitbürger erwerbstätig als heute. Da-
mals waren es 2,3 Millionen und jetzt
sind es nur noch 2 Millionen.

Was lernen wir daraus? – Wir lernen
daraus,dass es eine verdammt teure Ent-
wicklung gewesen ist.

Jetzt fehlen die nötigen Gelder für
Hilfsmaßnahmen, die in den USA bei
vergleichbaren Katastrophen aus der
Portokasse finanziert werden.Wir haben
uns etwa den Luxus geleistet, in der Zeit
des Bosnien-Bürgerkriegs doppelt so
viele Bosnier nach Deutschland zu holen
wie sämtliche Staaten der Europäischen
Union zusammen. Da stellt sich doch die
Frage, ob die Regierungschefs anderer
europäischer Nationen unmenschlich
waren oder ob nicht vielmehr die Politi-
ker unseres Landes die Bedürfnisse der

DDiiee  „„KKaarraawwaannee““ iinn  HHaammbbuurrgg..  BBii lldd:: rreess
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eigenen Bevölkerung mit Füßen getreten
haben.

In den letzten Jahren wurden jedes
Jahr über 10 Milliarden DM für Flücht-
linge in Deutschland ausgegeben. Dieses
Geld fehlt jetzt an anderer Stelle. Sehen
Sie es endlich ein! Wer mir vorwirft, ich
würde das Leid der Flutopfer gegen das
Leid der Flüchtlinge ausspielen, dem
kann ich nur sagen: Nur ein Rabenvater
lässt seine Kinder darben, während er
sich um unbekannte Gäste kümmert. Sie
haben in der Vergangenheit das Geld ver-
frühstückt und haben es mit der Gieß-
kanne über die ganze Welt verteilt,sodass
Deutschland diese Katastrophe nicht
mehr angemessen bewältigen kann. (…)

Sozialreform

Lebensstandort, 
nicht nur Wirtschafts-
standort
Obwohl sowohl der Kanzler mit den vom
ihm initiierten Vorschlägen der Hartz-
Kommission als auch der Kandidat mit
seinem Herumreiten auf der Aussage
„Arbeitslosigkeit ist das größte Pro-
blem“ die Wirtschafts- und Sozialpolitik
zu einem wichtigen Wahlkampfthema zu
machen scheinen, findet eine wirkliche
Reformdiskussion kaum statt. Der Pa-
ritätische Wohlfahrtsverband, ein Dach-
verband nichtkirchlicher Sozialverbän-
de und Initiativen,versucht diesem Man-
gel abzuhelfen. In einer Broschüre mit
dem Titel „Lebensstandort, nicht nur
Wirtschaftsstandort“ werden Forderun-
gen zur Bundestagswahl unterbreitet.

An erster Stelle steht die Forderungen
nach einer Reform der Sozialhilfe mit der
Zielsetzung: „einkommens- und be-
darfsorientierte Grundsicherung zu ga-
rantieren“. Im Einzelnen: Wem nichts
fehle außer einer Erwerbsarbeit, eine
auskömmliche Rente oder ein Einkom-

men, mit dem es möglich ist, für seine
Kinder aufzukommen, gehöre nicht ins
Sozialamt. Im Falle von Arbeitslosigkeit
soll das Arbeitsamt eine Grundsicherung
zahlen, bei Altersarmut die Rentenkasse
und bei unzureichendem Erwerbsein-
kommen (vor allem wenn Kinder zu ver-
sorgen sind) wären die Finanzämter zu-
ständig. Die Kosten für eine solche
Grundsicherung wären aus dem Bundes-
haushalt zu finanzieren. Ansonsten sei
die Sozialhilfe anzuheben und die Leis-
tungen soweit möglich zu pauschalieren.

„Tagesbetreuung für Kinder ausbau-
en“ ist die nächste Forderung.Damit wä-
re auch vielen alleinerziehenden Frauen
geholfen (20% dieser Haushalte beziehen
derzeit Sozialhilfe).Der Paritätische for-
dert beitragsfreie Kindertageseinrich-
tungen, denn „Kitas sind Bildungsein-
richtungen“.

Gegenüber der nach wie vor überpro-
portionalen Förderung von Kindern aus
reichen Familien durch Steuerfreibeträ-
ge fordern die Wohlfahrtverbände eine
weitere Erhöhung des Kindergeldes auf
235 Euro und Kindergeld für jedes hier
dauerhaft lebende Kind,unabhängig von
der Staatsangehörigkeit.

Weitere Forderungen beziehen sich
auf Geschlechterdemokratie, Maßnah-
men gegen häusliche Gewalt, Verab-
schiedung eines umfassenden Antidis-
kriminierungsgesetzes. Für Migrantin-
nen und Migranten werden verbesserte
rechtliche Rahmenbedingungen gefor-
dert, unter anderem das allgemeine
Wahlrecht.

Als Zielrichtung einer solchen Reform
benennt der Paritätische: „eine lebendi-
ge Zivilgesellschaft, für Toleranz, Offen-
heit und Vielfalt“.Es ginge eben nicht nur
um „die im Wahlkampf vielbeschworene
und vielbeworbene Mitte“, sondern um
„all diejenigen, die inmitten unserer
Wohlstandsgesellschaft Benachteiligun-
gen und Ausgrenzungen erfahren müs-
sen“.

Vielleicht ist es ja noch möglich,die ei-
ne oder andere Anregung aus diesen Re-

formüberlegungen
im Wahlkampf
unterzubringen.
Die PDS hat jeden-
falls Zustimmung
zu den Vorschlägen
des Paritätischen
Wohlfahrtsverban-
des signalisiert.

alk

Quelle: www.pari-
taet.org/bayern/ak-
tuelles/wahlpruefstei-
ne2002.htm; 
ww.pds2002.de/posi-
tionen/pruefsteine

Spanien

Batasuna-Büros 
nach vorläufigem 
Verbot geräumt 
Perfekt inszeniert wurde am 26. August
die baskische Partei Batasuna (Einheit)
praktisch aus dem Verkehr gezogen.Noch
bevor am Abend das spanische Parla-
ment über den Verbotsantrag gegen die
Partei bescheiden konnte, hat der um-
strittene Ermittlungsrichter Baltasar
Garzón die Aktivitäten der Partei „vor-
läufig“, für drei Jahre, ausgesetzt. Die
Maßnahme kann auf fünf Jahre verlän-
gert werden.

In dem Beschluss von 376 Seiten er-
klärte Garzón die Partei zu einem Teil der
ETA. Ihr Vorgänger, Herri Batasuna
(HB/Volksunion), sei sogar von der be-
waffneten Organisation gegründet wor-
den, „um den Prozess des sogenannten
nationalen Aufbaus zu führen, die das
spanische und französische Baskenland
und Navarra umfasst“, meint Garzón.
Batasuna werde von der ETA geleitet und
soll „deren terroristische Aktivitäten
komplettieren und mehr Effektivität zu
verleihen.“ Garzón räumt ein, dass die
Partei keine „terroristische Gewalt“ aus-
übe, aber logistische und operative
Unterstützung dafür gewähre und die
Ziele der ETA anstrebe.

Alle Aktivitäten der Partei sind nun
verboten und die sofortige Schließung
der Büros wurde angeordnet. Ohne die
dreitägige Frist abzuwarten, in der die
Partei Widerspruch einlegen kann, wur-
den noch in derselben Nacht begonnen,
die Parteibüros zu räumen und zu ver-
siegeln. Darin hatten sich Partiemitglie-
der eingeschlossen, und davor versam-
melten sich Sympathisanten. Im An-
schluss an die Räumungen kam es in ver-
schiedenen Städten zu Auseinanderset-
zungen. Barrikaden wurden gebaut, Öf-
fentliche Einrichtungen zerstört, Busse
quergestellt und zum Teil angezündet.
Dabei wurden sieben Menschen verhaf-
tet. Der Batasuna-Sprecher Arnaldo
Otegi erklärte, jetzt gehe es nicht um die
Verteidigung einer Partei, sondern um
den Widerstand gegen die Politik der
„Neofranquisten“, die von Diktator
Franco entwickelt worden sei und „den
Basken verbietet, über sich selbst zu ent-
scheiden“.

Das Mittel der „vorläufigen Ausset-
zung“ ist bekannt. Garzón hat damit
1998 die Zeitung/Radio Egin und mit der
Androhung dieser „vorläufigen“ Maß-
nahme im vergangenen Jahr die Zeit-
schrift Ardi Beltza abgewürgt. Dass er
damit juristisch gescheitert ist, stört in
Spanien offenbar nur wenige.

Obwohl Batasuna die moderaten bas-
kischen Nationalisten aufgefordert hat-
te, die baskische Polizei nicht gegen Ba-
tasuna einzusetzen, ging auch die in den
drei Provinzen, die die Autonome Baski-

Demonstration ge-

gen den Rechts-

Schill-Senat am

15.4. in Hamburg

Bild: res
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sche Gemeinschaft bilden,gegen die Par-
tei vor. Die Regionalregierung hatte
schon zuvor keinen Zweifel daran gelas-
sen, dass sie Garzóns Beschluss umset-
zen wird, auch wenn sie gegen das neue
Parteiengesetz und gegen das Verbot der
Partei gestimmt hat.

Praktisch hat nun Garzón,von keinem
Gericht überprüft, die Partei verboten,
die zwischen 10 und 20 Prozent der Bas-
ken vertritt. Batasuna darf ihren Namen
nicht mehr benutzen und keine Ver-
sammlungen mehr organisieren. Ihr Ver-
mögen wird beschlagnahmt und selbst
ihre Herriko Tabernas (Volkskneipen)
werden geschlossen. Die gewählten Ver-
treter in den Parlamenten und Versamm-
lungen dürfen ihr Mandat noch bis zum
Ende der Legislaturperiode ausüben.

Doch es ist zu vermuten, dass Garzón
zahlreiche Parteiführer verhaften lässt,
denn das sollen nun Mitglieder der ETA
sein. In seinem Beschluss hat er einen Be-
richt über sämtliche Führungsmitglieder
der letzten 25 Jahren angefordert. Schon
1997 wurde auf seine Initiative die Par-
teiführung unrechtmäßig verurteilt und
erst zwei Jahre danach durch das Verfas-
sungsgericht befreit, welches das Urteil
kassiert hat.

Während Garzón das „vorläufige“
Verbot aussprach, wurde im Parlament
in Madrid in einer Sondersitzung gleich-
zeitig das offizielle Verbotsverfahren ein-
geleitet.Nach dem Anschlag der ETA auf
eine Guardia-Civil Kaserne im südspa-
nischen Badeort Santa Pola wurde erst-
mals seit dem Nato-Angriff auf Jugosla-
wien extra während der Sommerpause
der „Ständige Ausschuss“ des Parla-
ments einberufen, um eine Sondersit-
zung des Parlaments vorzubereiten.Kurz
vor der Sitzung hatte Aznar erklärt, wo-
hin die Reise geht und was er von der Ge-
waltenteilung und möglichen juristi-
schen Hindernissen hält.„Wir werden ih-
nen keinen Moment zum Durchatmen
lassen, nicht die Regierung, nicht die de-
mokratischen Parteien und auch nicht
die Richter des Nationalen Gerichts-
hofs.“

Hatte das neue Parteiengesetz, ganz
auf das Batasuna-Verbot zugeschnitten,
noch eine Zustimmung von 94 Prozent
erhalten, waren nur gut 87 Prozent der
Abgeordneten für die Einleitung des Ver-
botsverfahrens.Hier wirkte sich die Ent-
haltung der konservativen Nationalisten
in Katalonien aus. „Die Entscheidung
liegt nicht in unserer Kompetenz, denn
wir sind nicht die Regierung und keine
Richter“, wies deren Sprecher Xavier
Trias die Verantwortung ab. Enthalten
haben sich auch die Nationalisten aus
Galicien und die kommunistisch domi-
nierte Vereinte Linke (IU).Obwohl die ge-
gen das Parteiengesetz gestimmt hatte
und die baskische Sektion die Ablehnung
des Verbotsantrags forderte, enthielt sich
die IU nur.

Heftigste Kritik der konservativen
und sozialistischen spanischen Befür-
worter des Verbots traf die moderaten

baskischen Nationalisten, die mit den
Grünen und der Republikanischen Lin-
ken in Katalonien gegen den Verbotsan-
trag gestimmt haben. Sie stellten sich
schützend vor Batasuna und ETA, laute-
te der Vorwurf. Iñaki Anasagasti gab zu-
rück, die Basken seien nicht gehört wor-
den und der Konflikt werde so nur ver-
schärft: „Wer wird nach dem nächsten
Anschlag der ETA verboten?“, fragte er
und beschuldigte die regierende Volks-
partei (PP) und die Sozialisten (PSOE),
die Öffentlichkeit zu belügen, indem sie
das Verbot mit einer Lösung gleich setze.

Der erste Anschlag der ETA ließ nicht
lange auf sich warten. Noch in der Nacht
nach der Entscheidung des Parlaments
versuchte sie, in der Stadt Tolosa (bei Do-

nostia-San Sebastian) ein Gerichtsge-
bäude zu sprengen. Die Bombe konnte
nach dem Warnanruf der Organisation
entschärft werden.

Es stellt sich die Frage,was diese Dop-
pelstrategie im Verbotsverfahren soll? Es
gibt nur eine Antwort: Madrid ist sich
über einen positiven Ausgang des offi-
ziellen Verbotsverfahrens nicht sicher
und will mit allen Mitteln Batasuna noch
vor den Kommunalwahlen im nächsten
Jahr aus dem politischen Leben drängen.
Gute Gründe für die Unsicherheit Ma-
drids gibt es.

Der Experte für Verfassungsrecht Ja-
vier Perez Rollo erklärte,quasi keiner der
23 angeführten Verbotsgründe stelle
auch nach dem neuen Gesetz eine Grund-
lage für ein Parteiverbot dar. Der Profes-
sor und Ex-Rektor der Universität von
Sevilla geht zudem davon aus, dass die

Forderung im neuen Parteiengesetz, An-
schläge verurteilen zu müssen, mit der
Verfassung unvereinbar sei. „Batasuna
hat nach der Verfassung das Recht, still
zu bleiben oder Anschläge nicht zu ver-
urteilen“. Ebenfalls könne nicht gegen
sie angeführt werden, dass die ETA
wegen des Verbots Drohungen ausge-
sprochen habe. Nur die Teilnahme ihrer
Führer zum Gedenken von getöteten
ETA-Mitgliedern oder Gefangenen
„könnte unter Umständen vielleicht“ ein
Verbotsgrund nach dem neuen Parteien-
gesetz darstellen.Er betonte,die Sonder-
kammer am Obersten Gerichtshof, die
über den Verbotsantrag entscheide, habe
bei einer Verfassungsbeschwerde „große
Schwierigkeiten“, das Verfahren weiter

zu verfolgen. Da die große Mehrheit der
Basken und deren Parteien gegen das
Verbot sind, ist eine Verfassungsklage
wahrscheinlich

Auffällig ist auch, dass sich die Regie-
rung den ganzen Wirbel um das neue Par-
teiengesetz hätte sparen können, wenn
die jetzt von Garzón erhobenen Vorwür-
fe stimmten.Wenn die Partei tatsächlich
„ein weiteres großes Unternehmen“ der
ETA wäre, hätte sie auch nach dem alten
Gesetz verboten werden können. Dieser
Nachweis ist Garzón bei etlichen Orga-
nisationen bisher misslungen. Dass das
Parteiengesetz genau in der Zeit geän-
derte wurde, seitdem Garzón offen von
der Unterordnung der Partei unter die
ETA spricht, zeigt an, dass es mit Bewei-
sen für Garzóns Vorwürfe auch diesmal
nicht weit her sein dürfte.
(c) Ralf Streck, 28.8.2002, aus: ai Nr. 263

Mehrere tausend Menschen haben erneut am 8. September im Baskenland gegen das
exekutierte Verbot von Batasuna demonstriert – trotz allgemeinen Demonstrations-
verbots durch die regionalen Behörden. Nicht nur im Baskenland versucht die spa-
nische Regierung die Infrastruktur Batasunas zu zerschlagen: Webserver, die die Inter-
netseiten von Batasuna beinhalten, sollen die USA vom Netz nehmen.Von der fran-
zösischen Regierung verlangt Spanien die Vernichtung der baskischen Infrastruktu-
ren im französischen Baskenland: das Büro des Europa-Beauftragten in Bayonne sol-
len die französischen Behörden schließen. – map



Bayer-Pestizid tötet Kinder in Peru
Parlamentarischer Untersuchungsaus-
schuss macht die Bayer AG für 24 tödli-
che Pestizidvergiftungen verantwort-
lich. Betroffene Familien fordern Aus-
schluss des Unternehmens vom UN Glo-
bal Compact.

Die Bayer AG hat über Jahre hinweg
als Hauptimporteur Parathionethyl und
-methyl, beide extrem gefährliche und
hochgiftige Organophosphat-Insekten-
vernichtungsmittel, nach Peru einge-
führt. Das Insektengift mit dem Pro-
duktnamen „Folidol“ wurde vor allem in
entlegenen Andenregionen an Kleinbau-
ern vermarktet.

Im Oktober 1999 starben im Dorf
Tauccamarca 24 Kinder, nachdem sie in
der Schule verunreinigtes Milchpulver
zu trinken bekamen. 18 weitere wurden
schwer vergiftet. Der peruanische Kon-
gress berief daraufhin einen Untersu-
chungsausschuss ein,der jetzt seinen Ab-
schlussbericht vorlegte. Demnach führ-
ten ungenügende Sicherheitsmaßnah-
men zu den Vergiftungen: Das Bayer-Pro-
dukt Folidol ist ein weißes Pulver, das
Milchpulver ähnelt. Es enthielt keinen
Warngeruch und wurde in durchsichti-
gen Tüten am Straßenrand verkauft. In-
formationen zur Gefährlichkeit der Pro-
dukte fehlten entweder ganz oder waren
in Spanisch abgefasst – die Bewohner des
Hochlandes sind jedoch überwiegend
Analphabeten, die Quetschua sprechen.
Statt mit Warn-Piktogrammen waren die
Tüten mit Abbildungen von Gemüse be-
druckt. Der Ausschuss fordert, dass die
Bayer AG und die Regierung die betrof-
fenen Familien entschädigen.

PAN Germany fordert schon seit Jah-
ren, dass insbesondere in Entwicklungs-
ländern unter Armutsbedingungen kei-
ne derart giftigen Pestizide vermarktet
werden dürfen. „Es ist unakzeptabel,
dass es weltweit immer wieder zu teil-
weise tödlichen Pestizidvergiftungen
kommt, obwohl mit dem ökologischen
Landbau eine ungefährliche und der so-
zio-ökonomischen Situation angepasste
Alternative zur Verfügung steht“, meint
Carina Weber, PAN Germany Geschäfts-
führerin. Philipp Mimkes von der Coor-
dination gegen BAYER-Gefahren er-

gänzt: „Trotz jahrelanger Warnungen
hält Bayer an dem Verkauf hochgefähr-
licher Pestizide fest und trägt damit die
Verantwortung für den Tod der Kinder.
Das Unternehmen muss endlich seine
Ankündigung aus dem Jahr 1995 umset-
zen, alle Wirkstoffe der Gefahrenklasse I
weltweit vom Markt zu nehmen.“

Die betroffenen Eltern haben sich zu-
dem mit einem Brief an den UN Gene-
ralsekretär Kofi Annan gewandt. Darin
fordern sie ihn auf, die Bayer AG vom
Global Compact auszuschließen. Dabei
handelt es sich um eine Partnerschaft der
Vereinten Nationen mit Unternehmen,
die sich u.a. zum Schutz der Menschen-
rechte und zu einem umsichtigen Um-
gang mit der Umwelt verpflichten.
(Coordination gegen BAYER-Gefahren
(CBG) e.V., Pestizid Aktions-Netzwerk
(PAN) e.V.)

Frankreich:  Harte Auseinanderset-
zung um Asyl- und Ausländerpolitik
Knapp 10000 demonstrierten am 7./8. in
Paris und anderen französischen Städ-
ten für eine Aufenthaltsgenehmigung für
sog. illegaler Einwanderer. Zuvor hatten
Flüchtlinge zwei Wochen lang die Kö-
nigsbasilika St. Denis nördlich von Paris
besetzt,mussten aber dem Druck der Re-
aktion und der Drohung einer gewaltsa-
men Räumung weichen. Die Organisato-
ren der Demonstrationen versuchen, die
Proteste in eine große „Legalisierungs-
kampagne“ einmünden zu lassen und
ähnlich wie 1998 eine gesetzliche Rege-
lung zu erreichen. Damals hatten 90.000
von 140.000 Antragstellern Papiere be-
kommen. In die Liste, die Mitte August
in St.Denis ausgelegt wurden,haben sich
binnen kurzem bereits mehrere tausend
Menschen eingetragen. Die Rechtsregie-
rung hat inzwischen eine massenhafte
Legalisierung kategorisch ausgeschlos-
sen. Mehr noch, sie ist dabei die Auslän-
der- und Asylpolitik drastisch zu ver-
schärfen.So hat sie jüngst mit Rumänien
ein Abkommen über die zwangsweise
Rückführung rumänischer Flüchtlinge
abgeschlossen, ein ähnliches Abkommen
soll nun Mali abgepresst werden, das
stark auf französische Wirtschaftshilfe

hofft.Die Zeit zur Bearbeitung von Asyl-
anträgen soll drastisch verkürzt, abge-
lehnte Bewerber unverzüglich abgescho-
ben werden. Gerade erst hat die Regie-
rung 13 Länder von der Liste der Staa-
ten gestrichen, in denen erwiesenerma-
ßen Menschenrechtsverletzungen vor-
kommen; Asylanträge von Flüchtlingen
aus den auf der Liste geführten Ländern
müssen angenommen werden.

GB: Menschenrechtsverletzungen
nach dem 11.9.
Amnesty International wirft Großbri-
tannien grobe Verletzungen der Men-
schenrechte vor. In einem jetzt vorgeleg-
ten Bericht stellt ai heraus, dass Men-
schen, die im Zusammenhang mit den
Maßnahmen nach dem 11.9. inhaftiert
wurden, in Kleingruppenisolation ge-
halten werden und 22 Stunden am Tag in
der Zelle eingesperrt sind. Gefangenen
des Hochsicherheitsgefängnisses Bel-
marsh werden eine angemessene medizi-
nische Versorgung und Rechtsbeistand
verweigert. So dürfen sie z.B. nicht mit
Rechtsanwälten telefonieren. Haben sie
noch keinen Rechtsbeistand, können sie
sich auf diese Weise auch keinen be-
schaffen. Besuche von Angehörigen und
Freunden werden von einem Gefängnis-
beamten überwacht und aufgezeichnet.
Gespräche dürfen nur in Englisch ge-
führt werden – in mindestens einem Fall
konnte der Besuch deshalb nicht statt-
finden. Außerdem dürfen sie nicht mit
muslimischen Geistlichen sprechen und
ihre Gebetszeiten sind eingeschränkt.
Elf Gefangenen sind ohne Anklage oder
Prozess inhaftiert, für eine ungewisse
und potenziell unbegrenzte Zeitdauer,
und zwar entsprechend ihrer Einstufung
als nach dem Antiterrorgesetz des inter-
nationalen Terrorismus verdächtig; die-
se Einstufung durch den Staatssekretär
erfolgte auf der Grundlage geheimer In-
formationen, die den Gefangenen nicht
dargelegt wurden und die diese deshalb
auch nicht bestreiten können.Weitere 25
Gefangene sind nach dem Terrorismus
Act aus dem Jahr 2000 inhaftiert, einige
wiederum ohne Anklage.

Zusammenstellung: scc
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Nigeria: Protest gegen Shell und Chevron
Seit Anfang Juli besetzen Hunderte von Frauen immer wieder An-
lagen der Erdölkonzerne Shell und Chevron-Texaco im Niger-Del-
ta, um gegen die Umweltzerstörung in der Region und gegen die
Menschenrechtsverletzungen und die Verbesserung ihrer Situation
durchzusetzen: Sie fordern Arbeit, die Errichtung von Schulen,
Wassersystemen, ein Gemeindezentrum, eine Bücherei … An der
letzten bekannt gewordenen Besetzung beteiligten sich etwa 3000
Frauen. Der Shell-Sicherheitsdienst und Militärs griffen die Frau-
en an. Laut indymedia-Nigeria wurden mindestens 10 Frauen ver-
letzt; eine Frau starb auf dem Weg ins Krankenhaus, nachdem sie
angeschossen worden war. Den beteiligten Frauen zufolge sind 15
Menschen seither „verschwunden“ – also entweder verhaftet oder
sogar ermordet. Unterstützt werden die Frauen vom Gewerk-
schaftsverband Nigeria Labor Congress, der am 20.7. in der Haupt-
stadt Lagos eine Demonstration organisierte.
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Wahlaufruf aus der Friedens-
bewegung – Zeitungsanzeige
KASSEL. Die folgende Anzeige wird am
Mittwoch, den 18. September, in der
Frankfurter Rundschau erscheinen. Der
Bundesausschuss Friedensratschlag ruft
dazu noch zu Spenden auf. „Unsere
Stimme gegen den Krieg.Wir wollen Frie-
den, Abrüstung, Gerechtigkeit und Soli-
darität unter den Völkern. Krieg als
Mittel der Politik lehnen wir ab.Wir wol-
len die Spirale von Unterdrückung, Ge-
walt und Terror unterbrechen. Deshalb
engagieren wir uns für die Überwindung
von Ausbeutung, Armut und Not – dem
Nährboden von Krieg und Terrorismus.
Politische Probleme müssen durch Di-
plomatie, durch zivile Konfliktregulie-
rung und Krisenprävention gelöst wer-
den. Wir wehren uns gegen die weltwei-
ten militärischen Interventionen, gegen
die Missachtung der Menschenrechte und
gegen den internationalen Waffenhandel.
Massenvernichtungswaffen müssen zer-
stört, die Androhung ihres Einsatzes
muss weltweit geächtet werden. Wir
brauchen keine neuen Waffen. Die dafür
vorgesehenen Gelder müssen zur Lösung
sozialer, bildungs- und arbeitsmarktpo-
litischer Aufgaben verwendet werden.
Der angekündigte Krieg gegen den Irak
ist die Nagelprobe für die Friedensbe-
reitschaft deutscher Politiker.Wir erwar-
ten konkrete Taten. Dazu gehört der Ab-
zug deutscher ABC-Panzerverbände aus
Kuweit und der Marine aus der Golfre-
gion und den Küsten vor Afrika. Mit der
amerikanischen Nutzung der militäri-
schen Infrastruktur in Deutschland ein-
schließlich der US-Basen in Spangdah-
lem, Ramstein und am Frankfurter Flug-
hafen muss Schluss sein. Wir verlangen
von den Kandidaten der Parteien ein kla-
res „Nein“ zum Krieg gegen den Irak und
ein Bekenntnis zu Abrüstung und fried-
licher Konfliktlösung. Sorgen wir durch
unsere Stimme dafür, dass sich die Zahl
der Kriegsgegner im Deutschen Bundes-
tag über den Kreis der PDS-Fraktion und
weniger Abgeordneter anderer Fraktio-

nen hinaus erhöht. Unser Land braucht
viele verlässliche Kriegsgegner im
Bundestag.“ Mail to:

Frieden-und-Zukunft@t-online.de

Wuppertal stellt sich quer 
gegen Nazi-Kundgebung am 7.9.
WUPPERTAL.Am Samstag, den 7.9. kamen
auf dem Rathausvorplatz in Wuppertal-
Barmen etwa 3000 GegnerInnen der zeit-
gleich am Barmer Bahnhof stattfinden-
den NPD Kundgebung zusammen. Da-
runter viele jüngere Leute und ca. die
Hälfte aus dem linken antifaschistischen
Spektrum. Obwohl die Polizei eine ange-
kündigte Gegendemonstration des
Bündnisses „Wuppertal stellt sich quer“
(es gab ein zweites Bündnis, in dem der
DGB und die vertretenen Parteien im Rat
u.a. waren, das nur zu einer Kundgebung
aufgerufen hatte) zu verhindern ver-
suchte, setzte sich ein großer Teil der An-
wesenden um 11.45 Uhr in Richtung Al-
ter Markt in Bewegung. Nach wenigen
Metern wurde der Demonstrationszug
durch die Polizei unter Schlagstockein-
satz gestoppt, wobei es zu ersten Fest-
nahmen und Verletzten kam. Mit einer
Kehrtwende ließen es sich die Demon-
strantInnen aber nicht nehmen,in die an-
dere Richtung zu gehen und somit die
Hauptverkehrsstraße, die B7, zu beset-
zen. Leider war die Masse denn doch
nicht ganz so entschlossen, dass ein Vor-

dringen Richtung Nazis gegen die Polizei
möglich gewesen wäre. – Ein zweiter De-
monstrationszug führte anschließend mit
etwa 2500 Menschen zum Neubau der jü-
dischen Synagoge, um der jüdischen Ge-
meinde gegen die Provokation der Nazis
den Rücken zu stärken. Immer wieder ge-
lang es einigen Kleingruppen, in direkte
Nähe zur Nazikundgebung zu kommen
und diese mit lauten Pfiffen und Parolen
zu stören. Bei ihrer Abfahrt wurden die
Nazis u.a. durch Megaphon vom anderen
Bahnsteig aus beschimpft. Allerdings
kam es bei diesen Aktionen auch zu eini-
gen Platzverweisen.Gegen das Abspielen
der verbotenen ersten Strophe des
Deutschlandliedes auf der NPD Kundge-
bung und dessen Duldung durch die Po-
lizei wurde bereits Anzeige erstattet. Ins-
gesamt wurden 5 GegendemonstrantIn-
nen in Gewahrsam genommen.

www.wuppertal-dichtmachen.de

Abschiebung der Familie Salame
vom Verwaltungsgericht gestoppt
GÖTTINGEN. Jubel auf dem Platz vor der
Northeimer Ausländerbehörde am 3.
September 2002: Während einer Dauer-
kundgebung vor der Behörde ging die
Pressemitteilung vom Verwaltungsge-
richt Göttingen ein über den Stopp der
geplanten Abschiebung von Familie Sa-
lame, die als erste von über 120 Northei-
mer Bürgerkriegsflüchtlingen (aus dem

Libanon) in die Türkei abge-
schoben werden sollte. Darin
heißt es: „Die 1. Kammer des
Verwaltungsgerichts Göttin-
gen hat heute die vom Land-
kreis Northeim für Donners-
tag (5. September) geplante
Abschiebung eines türkischen
Ehepaares gestoppt, das lang-
jährig im Libanon gelebt hat
und sich seit 1988 in Deutsch-
land aufhält. Nach aktuellen
fachärztlichen Attesten leidet
die Ehefrau an einer schweren
Depression,die sich im Fall der
Abschiebung in die Türkei ver-

BERLIN. Die „Karawane für die Rechte der
Flüchtlinge und MigrantInnen“ ist am 17. Au-
gust in Bremen aufgebrochen und wird mit ei-
ner Demonstration und Kundgebung am 21.
September, dem Tag vor der Bundestagswahl, in
Berlin enden. Durch die Aktion soll in verschie-
denen Städten, Dörfern und Flüchtlingsheimen
in ganz Deutschland die Zusammenarbeit mit
den fortschrittlichen Kräften gestärkt,der Kon-
takt unter den Flüchtlingsorganisationen in-
tensiviert und Unterstützung des Flüchtlings-
Widerstands organisiert werden. Die Tour wird
auch die untragbaren, inhumanen Zustände in
den deutschen Flüchtlingsheimen in die Öffent-
lichkeit bringen. In Hamburg z.B. demonstrier-
ten 400 Menschen und setzten der Stadt für ih-
re bundesweit herausragende Rolle bezüglich
der repressiven Flüchtlingspolitik ein Denkmal.
Bilder: res. www.insof.org/caravan/2002/tour
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schlimmern wird. Soweit der Landkreis
Northeim davon ausgegangen ist, dass
die psychische Erkrankung der Frau in
der Türkei behandelt werden könne und
deshalb eine konkrete Gefährdung nicht
bestehe, beurteilt das Gericht dies an-
ders. Mit hoher Wahrscheinlichkeit sei
dort eine adäquate Behandlung nicht zu
erlangen.Denn die Lage psychisch Kran-
ker gestalte sich in der Türkei auch nach
der Einschätzung des Auswärtigen Am-
tes als besonders schwierig, weil not-
wendige psychotherapeutische Maßnah-
men dort nicht allgemein gewährleistet
oder sogar ausgeschlossen sind. Wegen
der fachärztlich bescheinigten akuten
Selbstmordgefahr bei der Ehefrau im
Falle einer Abschiebung dürfe diese aus
gesetzlichen Gründen nicht durchge-
führt werden. Unabhängig davon, ob ei-
ne bei dem Ehemann attestierte Depres-
sion sich zu einer konkreten Selbstmord-
gefahr bei ihm verdichtet habe, bestehe
für ihn ein Abschiebungshindernis aus
dem grundrechtlichen Schutz von Ehe
und Familie gemäß Artikel 6 Grundge-
setz.“ Infos unter: www.libasoli.de

Rassistischer Mob greift an 2 Tagen 
Flüchtlingsunterkunft an
ALGERMISSEN, KREIS HILDESHEIM. Bereits
am Samstag wurde eine Gruppe von vier
Tamilen von etwa 20 deutschen Jugend-
lichen, darunter 4 Skinheads, auf dem
Schützenfest angegriffen.Das Gerücht
von einer versuchten sexuelle Nötigung,
das laut HAZ vom 3.9.2002 der Anlass für
die Überfälle darstellte, war zu diesem
Zeitpunkt noch gar nicht aufgekommen.
Die Flüchtlinge flohen zurück in ihre
Unterkunft, wurden jedoch von der
Gruppe verfolgt und mehrfach geschla-
gen.Nachdem die Polizei weg war,kamen
die Täter zurück und zerschlugen mehre-
re Scheiben der Unterkunft mit Stühlen.
Am Sonntagabend überfielen gegen 21
Uhr etwa 50, teils mit Eisenstangen be-
waffnete Schützenfestbesucher erneut
die Unterkunft, diesmal unter Bezug-
nahme auf einen angeblichen Versuch se-
xueller Nötigung durch einen der Flücht-
linge. Diesmal handelte es sich nicht nur
um Jugendliche, sondern um erwachsene
Dorfbewohner, die lauthals rassistische
Parolen grölten. Einige Personen dran-
gen in die – nicht abschließbare – Flücht-
lingsunterkunft ein, zertrümmerten eine
Zwischentür und versuchten, auch die
abgeschlossenen Zimmertüren aufzubre-
chen, hinter die sich die in Angst und
Schrecken versetzten Bewohner geflüch-
tet hatten.Erst nach mehr als einer Stun-
de verschwanden die Angreifer.

Nach Recherchen des Hildesheimer
Vereins „Asyl e.V.“ sowie des Nieder-
sächsischen Flüchtlingsrats sind den An-
griffen vom Wochenende bereits mehrere
rassistischen Überfälle vorausgegangen:
Vor 5-6 Monaten wurde ein Tamile vor
seinem Zimmer ins Gesicht geschlagen
und erstattete Anzeige gegen den Täter.
Vor drei Monaten wurden sämtliche

Wände innerhalb der Flüchtlingsunter-
kunft mit rassistischen und rechtsradi-
kalen Parolen sowie Hakenkreuzen be-
sprüht, welche die Gemeinde beseitigen
ließ, offenbar ohne Strafanzeige zu stel-
len. Vor 2,5 Monaten wurden tamilische
Flüchtlinge von einem Mann,der einen in
der Flüchtlingsunterkunft lebenden
deutschen Obdachlosen besuchte, mit ei-
ner Gaspistole aufgefordert, „ins Haus“
zu gehen. Der Niedersächsische Flücht-
lingsrat und der Flüchtlingshilfeverein
„Asyl e.V.“ fordern eine sofortige Fest-
nahme und strafrechtliche Verfolgung
der Täter, die den betroffenen Flüchtlin-
gen teilweise bekannt sind.

www.info.partisan.net

„Keine Notlösung mehr!“  – Schüler
erfolgreich nach Schulboykott
PINNEBERG. Raumnot, Fenster, die sich
nicht öffnen lassen, fehlende und kaput-
te Tafeln, Unterricht an Biertischen, ver-
altete Bücher, so die Situation an der Jo-
hannes-Brahms-Schule, die über Jahre
von allen ertragen wurde.Doch Ende Au-
gust brach der aufgestaute Frust aus: 950
SchülerInnen traten in einen Schulboy-
kott. Die Forderung an die Politik: Ersatz
für fehlende Lehrkräfte, allgemeine
Lehrmittel durch Aufhebung der Haus-
haltssperre, ausreichende Ausstattung
der Schulräume, unverzügliche Erweite-
rung der Schule inklusive Sporthalle und
Aufenthaltsraum sowie Sanierung des
alten Gebäudes aus dem Jahr 1962.Volle
Rückendeckung bekommen die Schüle-
rInnen von ihrer Direktorin,dem 70-köp-
figem Lehrerteam und dem Schuleltern-
beirat. Die Politik reagiert prompt und
der Hauptausschuss behandelt den Boy-
kott auf seiner Sitzung. Eine Schülerde-
legation nutzte die Sitzung, um mit
Transparenten und Worten auf die Poli-
tiker einzuwirken.Etwa 50 SchülerInnen
ließen ihren Worten auch Taten folgen
und übernachteten in der Schule. Die
Klassen 9 bis 13 blieben auch am zwei-
ten Tag im Schulboykott. Am Nachmit-
tag kam die Kehrtwende. In einem ein-
stündigen Gespräch zwischen den Schü-
lern, Bürgermeister Nitt, Vertretern ver-
schiedener Ämter und Lehrern dann die
Einigung: 23.000 Euro werden sofort aus

dem gesperrten Haushalt freigegeben,
die Aula wird zu einem Studienraum um-
gerüstet und in zehn Monaten könne die
Schule, so die Aussage eines Sachver-
ständigen, hergerichtet sein. Schüler-
sprecher Jakob de Boer zu dem Ergebnis:
„Das war ein Etappensieg. Deshalb set-
zen wir den Streik aus.“

S.P. Elmshorner Gegensätze 9/2002

Übergabe eines Mahnmals für die
Opfer der NS-Justiz in Mannheim
MANNHEIM. Der Arbeitskreis Justiz
(AKJM) konnte nach jahrelangem Enga-
gement die Idee eines Mahnmals für die
Opfer der Justiz im Nationalsozialismus
verwirklichen. Am 12. September wurde
es der Öffentlichkeit übergeben. Begrü-
ßungsworte kamen von Dr. Werner
Münchbach (Präs. OLG), Prof. Dr. Ulrich
Goll (Justizminister) und Barbara Ritter
(AKJM),die Ansprache hielt Prof.Dr.Jut-
ta Limbach, Präsidentin des Bundesver-
fassungsgerichts a.D. Am Nachmittag
war ein Theaterstück über einen Prozess
des Mannheimer Sondergerichts und die
Karrieren der Richter nach 1945 zu se-
hen. Auf dem Freigelände zwischen
Amtsgericht und Schloss (juristische Fa-
kultät) steht nun eine Doppelstele mit
folgendem Text: „Den Opfern der Justiz
im Nationalsozialismus zum Gedenken.
Im Westflügel des Schlosses, in dem sich
heute die Juristische Fakultät der Uni-
versität befindet, und in den Sälen des
Amtsgerichts und Landgerichtes haben
von 1933–1945 das Sondergericht, der
Volksgerichtshof sowie Straf- und Zivil-
gerichte Unrechts- und Terrorurteile ge-
fällt. Viele Richter und Staatsanwälte
verbreiteten in zahllosen Prozessen
Angst und Schrecken und dienten damit
der Aufrechterhaltung der nationalsozi-
alistischen Diktatur. Keiner wurde dafür
jemals bestraft. Die meisten amtierten in
den ersten Jahrzehnten der Bundesrepu-
blik wieder an Gerichten und anderen
Justizbehörden. 73 Menschen wurden al-
lein aufgrund der Urteile des NS-
Sondergerichts Mannheim hingerich-
tet.“ Es folgen die Namen. kim

„Wärterhäuschen aufstellen!“
FRANKFURT A.M. Attac-Frankfurt protes-
tiert mit einem Offenen Brief gegen die
Abräumung einer Bautafel der Ordens-
leute für den Frieden (IOF) an der Gro-
ßen Gallusstraße/Ecke Kirchnerstraße.
Die Tafel wies auf die baldige Errichtung
eines „Mahnmals für eine gerechte Welt-
wirtschaftsordnung“ hin, die der Künst-
ler Jens Lehmann im Auftrag der IOF in
Form eines „verwaisten Wärterhäu-
schens“ gestaltet. Attac fordert die Stadt
auf, die Bautafel zurückzugeben, das
Mahnmal zu genehmigen, die Rechnung
des Straßenbauamtes über 333 Euro zu-
rückzuziehen und einen entsprechende
Beschluss des Ortsbeirats 1 umzusetzen.

www.attac-netzwerk.de/frankfurt
•
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Appell von 100 Persönlichkeiten und
Menschenrechtsorganisationen

Das Herumschubsen
und Herausdrängen 
von Minderheiten 
muss enden! 

DÜSSELDORF. Über 100 bekannte Per-
sönlichkeiten und Organisationen ha-
ben in Düsseldorf einen eindring-
lichen Appell für ein humanitäres
Bleiberecht der Roma veröffentlicht.
Zu den Unterzeichnern gehören u. a.
Günter Grass, Eva Pankok, Günter
Wallraff, Die Toten Hosen, Aktion
Courage, Landesflüchtlingsräte der
Bundesarbeitsgemeinschaft PRO
ASYL, das Ökumenische Netzwerk
Asyl in der Kirche, „Kein Mensch ist
illegal“, Internationale Liga für Men-
schenrechte, Komitee für Grundrech-
te und Demokratie, Düsseldorfer Ap-
pell und Düsseldorfer Friedensforum.

In dem Aufruf werden Bundesre-
gierung, Innenministerium und die
Verantwortlichen in Politik und Ge-
sellschaft aufgefordert sich für einen
sofortigen Abschiebestopp für Roma
und andere Minderheitenangehörige
aus dem ehemaligen Jugoslawien ein-
zusetzen, für eine humane Altfallre-
gelung/Schlußstrich-Regelung einzu-
treten, die den Menschen, die seit Jah-
ren hier leben, die hier geboren und
mit ihren Familien hier integriert sind,
eine sinnvolle Lebensperspektive an-
bietet.

Irene Dulz vom Flüchtlingsrat
NRW erklärte dazu: „Wir erwarten
von der Politik, dass sie die berechtig-
ten Anliegen der Roma ernst nimmt,
dass sich jeder Politiker auf seiner
Ebene für zuständig erklärt und an
konstruktiven Lösungen mitgestaltet.
Es muss sichergestellt sein, dass vor
Inkrafttreten des Zuwanderungsge-
setzes mögliche Lösungen nicht ver-
sperrt und – etwa durch Abschiebun-
gen – vollendete Tatsachen geschaffen
werden.“ 

PRO ASYL Vorstandsmitglied Hei-
ko Kauffmann erinnerte an die Wahl-
versprechen der Parteien: „Alle Par-
teien sprechen von Integration und ei-
nem ‚weltoffenen Deutschland‘. Die
Politik muss jetzt Farbe bekennen: im
Umgang mit den hier lebenden Min-
derheiten wie den Roma zeigt sich,wer
es wie ernst mit Menschenrechten und
Integration meint.“ 

Isabel Basterra vom AK Asyl NRW
hob die Offenheit und das Verständnis
der Öffentlichkeit und der Medien für
die Anliegen der Roma hervor: „In ei-
ner weltoffenen Stadt wie Düsseldorf
sollte auch der Oberbürgermeister
wissen, was er deren Ruf schuldet.Wir
erwarten eine menschliche, humani-
täre Reaktion,die seinem Amt und sei-
ner Verantwortung gerecht wird.“ 
http://www.proasyl.de/ 16.08.2002

DÜSSELDORF. Gegen den Düsseldorfer Ober-
bürgermeister Joachim Erwin (CDU) ist ein
Ermittlungsverfahren eingeleitet worden.

„Es besteht der Anfangsverdacht der
Störung der Versammlungsfreiheit, der
schweren Nötigung und der Untreue“,
sagte der Sprecher der Düsseldorfer
Staatsanwaltschaft, Johannes Mocken,
am Montag. Erwin werde vorgeworfen,
seine Stellung als Amtsträger miss-
braucht und Demonstrationen von Roma
mehrfach behindert zu haben.

Im Gespräch mit DuesseldorfToday
erklärte Erwin am Montagmittag,dass er
von dem Ermittlungsverfahren gegen ihn
nur durch die Medien wisse. „Wenn die
SPD meint, das machen zu müssen, neh-
me ich die Anzeige mit Genugtuung zur
Kenntnis“, so Erwin. Er sehe der Anzei-
ge mit großer Gelassenheit entgegen.
„Das zeigt doch nur,dass es schwierig ist,
die Freiheitsrechte der Menschen in
Deutschland durchzusetzten“, so Erwin
weiter.

Hintergrund des Verfahrens ist das Ver-

halten Erwins gegenüber der demon-
strierenden Roma in Düsseldorf. Bereits
im August hatte die Düsseldorfer Staats-
anwaltschaft eine Prüfung angekündigt.
So soll Erwin rechtswidrig städtische Ar-
beiter zur Grünpflege am Rathaus beor-
dert haben, um eine Demonstration der
Roma auf dem Marktplatz zu verhindern
und den Staufenplatz, auf dem die Roma
ihr Lager aufstellen wollten, ohne Not
zur Baustelle erklärt haben.

So sei auf dem Staufenplatz anstelle
von „dringenden Kanalarbeiten“ vor-
wiegend lediglich Baumaterial abgela-
den worden. Auf dem Rathausplatz hät-
ten die meisten städtischen Mitarbeiter
anstelle der Vorgabe,dort Blumen zu pfle-
gen, „tatenlos herumgestanden“, oder
seien mit ihren Wagen ziellos auf dem
Platz hin- und hergefahren, sagte Mo-
cken. In dem Zusammenhang werde auch
der Vorwurf der Untreue wegen des sach-
fremden Einsatzes von Personal und Ma-
terial auf Kosten der Stadtkasse geprüft.

Wegen der Vorgänge waren mehrere
Strafanzeigen eingegangen. Außer dem

KÖLN. Am Wochenende 30.8. – 1.9.02 be-
suchte die Karawane im Rahmen ihres Auf-
enthaltes in Köln das Containerlager in Köln-
Kalk und zwei Mal das Romacamp auf den
Rheinwiesen in Düsseldorf. 

Ende April machten etwa 500 Roma aus
Nordrhein-Westfalen mit einer spekta-
kulären Aktion auf sich aufmerksam: Aus
Protest gegen ihre drohende Abschie-
bung in das ehemalige Jugoslawien star-
teten sie eine Karawane durch verschie-
dene Städte der BRD. In dem vom Krieg
zerstörten Land hätten sie weder eine
Existenzgrundlage noch eine Lebensper-
spektive.Trotzdem beschloss die Bundes-
innenministerkonferenz am 6. Juni 2002,
mehr als 50 000 Bürgerkriegsflüchtlinge
aus dem ehemaligen Jugoslawien, 80%
davon sind Roma,abzuschieben.Pro Jahr
sollen 1 200 Personen deportiert werden,
pro Monat etwa 70 bis 80. Laut der Ro-
ma-Organisation Centre of Integration,
Affirmation and Emancipation (C.I.A.E.)
sind es bereits jetzt monatlich mindes-
tens doppelt so viele. Mit ihrem Protest
wollen die Roma ein dauerhaftes Bleibe-
recht in der BRD durchsetzen. „Schließ-
lich war die BRD ja an der Zerstörung
unseres Heimatlandes maßgeblich betei-
ligt“, so der Vorsitzende der C.I.A.E. Dzo-
ni Sichelschmidt gegenüber Karawane.

„Also trägt die Bundesregierung auch die
Mitverantwortung für die Opfer dieses
Krieges.“

Der Widerstand ist inzwischen stärker
geworden: Die Gruppe auf mehr als 700
Personen angewachsen. Nach einer
Odyssee durch verschiedene Stationen
im Rheinland haben sie ihr provisori-
sches Lager auf dem Schützenplatz an
den Düsseldorfer Rheinwiesen aufge-
schlagen. Doch mit ihrer Aktion treffen
sie nicht überall auf Gegenliebe. In Köln
wurden sie während einer Demonstra-
tion von der Polizei in die Irre geschickt.
Aus Protest dagegen blockierten sie kurz-
erhand einen der Hauptverkehrsknoten-
punkte der Rheinmetropole. In Berlin
machte die Polizei eine Razzia auf dem
Camp – fünf Minuten, nachdem ein Spre-
cher der Organisation mit dem Polizei-
präsidenten Burgfrieden ausgehandelt
hatte. Alle Roma wurden vorübergehend
festgenommen und mit einem Plastik-
band mit der Aufschrift „Arbeitsamt“
gekennzeichnet. In einem Düsseldorfer
Stadtteil mobilisierten Anwohnerinnen
einen so heftigen Protest gegen das Ro-
macamp, dass diese sich einen anderen
Platz suchen mussten. Doch trotz allem
setzten die Roma ihren Widerstand kon-
sequent fort. Vor etwa drei Wochen blo-
ckierten sie allmorgendlich die Botschaft

Ermittlungen gegen OB Erwin eingeleitet 

Die Düsseldorfer Staatsanwaltschaft prüft, ob 
Erwin seine Stellung als Amtsträger missbraucht
und Demos der Roma verhindert hat 

Flüchtlingskarawane unterstützt die Roma in 
ihrem Kampf um gesicherten Aufenthaltsstatus
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CDU-Politiker Erwin kämen auch
weitere Mitarbeiter der Stadt als
Verantwortliche in Betracht, sag-
te Mocken. Die Staatsanwalt-
schaft führte als Beweismittel
auch eine Pressemitteilung der
Stadt vom 13. August an. Aus ihr
gehe hervor, dass die Stadt nicht
das Ziel gehabt habe, Blumen zu
pflegen, sondern die Versammlung
zu vereiteln. Erwin hatte die Vor-
würfe zurückgewiesen

Die Thematik um die Roma und
ihre Forderung nach einem Blei-
berecht beschäftigt Stadt, Polizei
und Land schon seit einiger Zeit.
Vor einigen Wochen war der Streit
zwischen Erwin und Bezirksregie-
rung eskaliert, Regierungspräsi-
dent Jürgen Büssow (SPD) hatte
Erwin Taschenspielertricks und
Intoleranz gegenüber ethnischen
Minderheiten vorgeworfen. Diese
Vorwürfe nahm er allerdings bei
einem „Behörden-Gipfel“ zurück.
Ein Sprecher der Bezirksregie-
rung stellte jedoch klar, dass nach
wie vor geprüft werde, ob der
Oberbürgermeister die Versamm-
lungsfreiheit der Roma behindert
habe.
DuesseldorfToday, 2.09.2002
Die ganze Auseinandersetzung
ist dokumentiert bei
www.zakk.de/kok/

Jugoslawiens in Düsseldorf. Sie wollten
mit dieser Aktion die Landesvertretung
unter Druck setzen,der Bundesregierung
einen realistischen Bericht über die La-
ge der Roma in den ehemaligen jugosla-
wischen Staaten zu geben. Sie kamen je-
den Morgen wieder, so lange, bis ihnen
schließlich ein Gesprächstermin angebo-
ten wurde. Bei dieser Unterredung sig-
nalisierten die Botschaftsvertreter, dass
Jugoslawien durchaus bereit sei, die Ro-
ma aufzunehmen. Aber nur, wenn die
BRD sich an der finanziellen Verantwor-
tung für deren Wiedereingliederung be-
teiligt.

In dem Containerlager in Köln-Kalk
leben etwa 300 Personen – darunter mehr
als 200 Kinder. Die meisten von ihnen
sind Roma aus dem ehemaligen Jugosla-
wien. Sie sind in Blechcontainern auf
dem Gelände einer ehemaligen Chemie-
fabrik untergebracht, obwohl bekannt
ist, dass sich dort Rückstände von Arsen
und Blei im Boden befinden. Viele der
dort lebenden Familien waren bereits
einmal nach Bosnien oder Montenegro
zurückgekehrt,und standen dort vor dem
Nichts.Deshalb kamen sie in die BRD zu-
rück. Die Leben im Lager ist hart: Drei-
mal pro Tag gibt es Massenspeisung – ge-
gessen wird, was auf den Tisch kommt.
Zwanzig Personen müssen sich eine Du-
sche teilen. Familien, egal ob sie sechs,
acht oder zehn Kinder haben, werden in
ein, maximal zwei Zimmer gequetscht.
Eine der Roma-Frauen erzählte, dass sie

für sich, ihren Mann und ihre zehn Kin-
der etwa 300 ‡ pro Monat ausgezahlt be-
kommt. Zwei Wünsche müssten sich er-
füllen, darüber waren sich alle einig, mit
denen wir gesprochen haben: 1. eine ei-
gene Wohnung. 2. die Möglichkeit eigen-
ständig einzukaufen und zu kochen,wor-
auf die Familien Lust haben.

Die beiden Flüchtlingskarawane be-
schlossen, ihren Widerstand zu vernet-
zen. Die Karawane für die Rechte der
Flüchtlinge und Migrantinnen unter-
stützt die Forderung nach einem gesi-
cherten Aufenthaltsstatus für die gesam-
te Gruppe der Roma aus Ex-Jugolsawien
und fordert die umgehende Umsiedlung
aller Flüchtlinge aus dem Containerlager
in Köln-Kalk in feste Unterkünfte.
Außerdem werden alle Polittouristen
aufgerufen, die in diesem Sommer so be-
liebte Tradition des politischen Zelteauf-
schlagens noch eine Weile zu verlängern
und sich den Roma anzuschließen.

Die Düsseldorfer Roma brauchen
dringend finanzielle Unterstützung, um
ihren Protest fortsetzten zu können. Sie
leben in einem Zeltlager, ohne medizini-
sche Versorgung, ohne ausreichende Ver-
pflegung und ohne die Möglichkeit für
die Kinder, einen Kindergarten oder eine
Schule zu besuchen.

Spenden bitte auf folgendes Konto: Dzoni
Sichelschmidt, Stadtsparkasse Düsseldorf,
Kto.Nr.: 14289490, BLZ: 30050110.

www.insof.org/caravan/2002/tour/

Kein Wahlkampf 
auf Kosten 
von Zuwanderern!
Köln-Leverkusener
CDU-Kandidat verstößt
gegen Fairness-
Abkommen
KÖLN. „Weniger Zuwanderung – mehr Ar-
beitsplätze“ steht auf seinen Plakaten, „Wir
sind für null Toleranz gegenüber Verbrechen.
Wir werden die Zuwanderung im Interesse
unseres Landes steuern und begrenzen“,
heißt es im Faltblatt, mit dem er für sich wirbt
– der CDU-Kandidat für Köln-Mülheim/Le-
verkusen, Helmut Nowak. 

Vor allem die Plakate stoßen auf Ableh-
nung in einem Stadtteil, in dem Men-
schen aus den unterschiedlichsten Län-
dern, vor allem aber türkische Zuwande-
rer leben. Mülheimer Bürger/innen be-
schwerten sich beim Runden Tisch für
Ausländerfreundlichkeit, der im Vorfeld
der Wahl die Parteien im Kölner Rat zu
einem Fairness-Abkommen aufgefordert
hatte. Darin haben sich die Parteien ver-
pflichtet: „Migrantinnen und Migranten
nicht für negative gesellschaftliche Ent-
wicklungen wie Arbeitslosigkeit oder
Gefährdung der inneren Sicherheit ver-
antwortlich zu machen.“ Genau das aber
tut Nowak.

Frau Bartscherer vom Katholikenaus-
schuss, eine der vom Runden Tisch ein-
gesetzten Ombudsleute für einen fairen
Wahlkampf und selbst Mitglied der CDU,
befindet: Das Plakat ist ein eindeutiger
Verstoß gegen das Abkommen.

Mit Schreiben vom 28.8.fordert sie den
CDU-Kandidaten auf, die Plakate bis
Ende der Woche zu entfernen. Doch ihre
Aufforderung bleibt bis zum 1. Septem-
ber ohne Wirkung.

Am 3. September berichtet daraufhin

Bild: www.arbeiterfotografie.de
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,CDU und FDP lehnen Fairness-Abkommen ab

ESSEN. CDU und FDP haben in Essen die Unterzeichnung eines Fairness-Abkom-
mens für den Wahlkampf abgelehnt. In dem Abkommen, das von SPD und Grü-
nen vorgeschlagen und von der PDS Essen unterstützt wurde, sollten sich die
Unterzeichner auf einen fairen Wahlkampf verpflichten, „der auf Diffamierungen
sowie ehrverletzende Bemerkungen verzichtet“ und „nicht zu Lasten von Min-
derheiten geht“. Gerade der letzte Punkt hat vor allem die CDU gestört. Sie fühl-
te sich unangenehm an Kampagnen wie „Kinder statt Inder“ erinnert,wo ihr Kanz-
lerkandidat in den letzten Monaten doch Tonnen von Kreide gefressen hat.
Die Nicht-Unterzeichnung des Abkommens durch CDU und FDP läuft faktisch
darauf hinaus, dass sie sich eine Tür offen halten für einen diffamierenden und
ehrverletzenden Wahlkampf zu Lasten von Minderheiten. Dabei wäre es sicher-
lich besser gewesen, wenn der Vorschlag für ein Fairness-Abkommen von partei-
unabhängigen Gruppen wie dem Ausländerbeirat oder Pro Asyl/Flüchtlingsrat
gekommen wäre, wie es die PDS bei einer Veranstaltung des Ausländerbeirates der
Stadt Essen im Juni vorgeschlagen hatte.So hätte der Vorschlag von SPD und Grü-
nen nicht in den Geruch kommen können, selbst Wahlkampf zu sein.

Wolfgang Freye

der Kölner Stadtanzeiger. Laut Zei-
tungsartikel hält der Kölner CDU-Chef
Blömer die Aussagen auf dem Plakat für
„missglückt“. Er habe Nowak gebeten,
die Tafeln abzuhängen. Anweisen könne
er den Kandidaten aus Leverkusen, der
Vorsitzender der dortigen
CDU ist, allerdings nicht.

Inzwischen wächst der
öffentliche Druck. Die
PDS-Kandidatin im
Wahlkreis
Leverkusen/Mülheim,
Hamide Akbayir, emi-
grierte Kurdin und Mit-
glied des Ausländerbeira-
tes der Stadt Köln, fühlt
sich durch den herabwür-
digenden Plakatanschlag
beleidigt und fordert:
„Wir Wahlkreiskandida-
ten sollten gemeinsam den
Mitbewerber Nowak zum
Plakatwechsel bewegen
und im Kampf um die
Wählerstimmen fairer und besonnener
sein.“ Auch die FDP-Kandidatin äußer-
te sich entsprechend.

Nowak aber steht nach wie vor zu sei-
nen Aussagen und will die Plakate hän-

gen lassen. Laut Stadtanzeiger hat der
61-jährige Unternehmer „mit einer ge-
wissen Verwunderung von der Kritik aus
der Nachbarstadt gehört“.Er sehe keinen
Verstoß gegen das Abkommen. Als Bril-
lenhersteller sollte er vielleicht einmal

zum eigenen Produkt
greifen und genau hinse-
hen:

Die Verknüpfung der
Ablehnung von Zuwande-
rung mit der Forderung
„mehr Arbeitsplätze“ im-
pliziert, dass es einen di-
rekten Zusammenhang
zwischen fehlenden Ar-
beitsplätzen und dem
Ausländeranteil im
Stadtteil gibt. Das ist
nicht nur falsch, sondern
auch rassistisch, ähnliche
Aussagen finden sich in
der Regel auf Wahlplaka-
ten der REP oder der NPD.

Die Kölner CDU will
jetzt auf einer Zusammenkunft der Orts-
vereinsvorsitzenden noch einmal bera-
ten.Richtig wäre nur eins: Abhängen und
einstampfen.

Ulrike Bach

Beifall von ganz Rechts blieb für Nowak nicht aus. Inzwischen gibt es auf der Internet-
seite der neofaschistischen Bürgerbewegung Pro Köln einen Wahlaufruf für  Nowak:

„Erststimme für Helmut Nowak! Die Bürgerbewegung pro Köln ruft die Wähler
im Bundestagswahlkreis Mülheim-Leverkusen dazu auf, ihre Erststimme dem
CDU-Kandidaten Helmut Nowak zu geben. Grundlage dieses Wahlaufrufes ist ein
von Nowak in den Wahlkampf eingeführtes Plakat mit der Losung: „Weniger Zu-
wanderung! Mehr Arbeitsplätze!“ Dazu erklärt die Vorsitzende von pro Köln, Ju-
dith Wolter: „Nowak hat ganz offensichtlich den Zusammenhang zwischen Mas-
senarbeitslosigkeit und Zuwanderung erkannt. Die großen, internationalen Kon-
zerne wollen einen globalisierten Arbeitsmarkt, um mit dem Arbeitskräfte-Über-
schuß der wirtschaftlich weniger entwickelten Länder überall die Einkommen drü-
cken zu können. Die Folge ist bei uns millionenfache Arbeitslosigkeit. Die Kon-
zerne können mit der Massenarbeitslosigkeit in Deutschland gut leben und gute
Gewinne machen. ‚Offene Grenzen‘ sind im Interesse der wirtschaftlich Starken
und benachteiligen diejenigen Menschen, die ihren Lebensunterhalt nicht durch
Kapitalerträge, sondern durch Arbeit erwirtschaften. Mehr Zuwanderung bedeu-
tet mehr Arbeitslosigkeit.
Hut ab vor Helmut Nowak, der Mann hat Mut, unbequeme Wahrheiten auszuspre-
chen und in eine einfache Formel zu fassen!“

Kommentar 
im Kölner 
Stadtanzeiger
vom 3.9.2002
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Trend zum Bürgerbegeh-
ren ungebrochen: BERLIN.

Dies stellt der Fachverband
„Mehr Demokratie“ in seiner

Halbjahres-Bilanz fest.
Auf Landesebene streben derzeit acht
Initiativen Volksabstimmungen an.Spit-
zenreiter ist Hamburg, wo allein drei
Volksinitiativen gegen verkaufsoffene
Sonntage, die Privatisierung von Kran-
kenhäusern und für ein neues Wahlrecht
eingeleitet wurden. Der von Gewerk-
schaften und Kirchen lancierte Antrag
„Sonntag ist nicht alle Tage“ konnte
nach der Einreichung von 20.000 Unter-
schriften bereits einen Erfolg verbu-
chen. Der Senat kündigte an, statt wie
geplant bis zu 28 nur noch vier Shop-
ping-Sonntage zu erlauben.
In Schleswig-Holstein lehnte der Land-
tag die Forderung ab, den Schutz pfle-
gebedürftiger Menschen in die Verfas-
sung aufzunehmen. Jetzt überlegen So-
zialverbände, einen Volksentscheid ein-
zuleiten. Für ein Klon-Verbot in der
Landesverfassung streitet die bayeri-
sche ÖDP. Sie hat die erforderlichen
25.000 Unterschriften für die Beantra-
gung eines Volksbegehrens im Juni ein-
gereicht.
In einem vielbeachteten Urteil gab das
Landesverfassungsgericht Sachsens
grünes Licht für den von 62.000 Bürgern
unterstützten Volksantrag „Zukunft
braucht Schule“. Erstmals erklärten da-
mit die Richter eines Landes Volksbe-
gehren für zulässig,wenn sie sich auf den
Landeshaushalt auswirken. Mit diesem
Urteil wird der Spielraum für die direk-
te Demokratie erheblich ausgeweitet. In
Sachsen ist jetzt der Weg frei für einen
Volksentscheid über die von der Lan-
desregierung geplanten Schulschlie-
ßungen.
Chancenlos ist hingegen das Volksbe-
gehren der Republikaner gegen die Zu-
wanderung in Niedersachsen.Bisher lie-
gen nach Angaben auf der Website der
Partei weniger als 500 Unterschriften
vor. Schließlich startete in NRW eine
Volksinitiative, die die Standorte von
sechs geplanten Forensik-Kliniken auf
den Prüfstand stellt.
Gleich drei obligatorische Referenden
stehen am 22. September in Hessen auf
der Tagesordnung. Dann befinden die
Wähler über die Verlängerung der Wahl-
periode sowie die Verankerung der
Sportförderung und des Lastenaus-
gleichs zwischen Land und Kommunen
in der Verfassung. Nachdem die Landes-
regierung die drei Abstimmungen zu-
nächst koppeln wollte, gab sie schließ-
lich dem Protest von Opposition und Ju-
risten nach. Jetzt stimmen die Wähler
über jede Frage einzeln ab.
Immer öfter wehren sich die Bürger ge-
gen den Ausverkauf des städtischen Ta-
felsilbers. Zweidrittel der Wähler in
Münster stimmten am 16. Juni gegen die
Privatisierung der Stadtwerke. Im er-

sten landkreisweiten Bürgerentscheid
Schleswig-Holsteins votierte in Nord-
friesland eine satte Mehrheit für den Ver-
bleib der vier Kreis-Krankenhäuser in
öffentlicher Hand.
In Zwickau und Hamburg unterschrie-
ben jeweils über 20.000 Wähler gegen
Klinik-Privatisierungen, in Landau
wehrt sich attac gegen den Verkauf der
Müllabfuhr. Als nächstes haben die Aa-
chener das Wort: Sie stimmen am 15.
September über die Privatisierung des
städtischen Wohnungsbaus ab. Kirchen,
Gewerkschaften und Mieter hatten den
Bürgerentscheid eingeleitet.
Doch das Beispiel Aachen zeigt auch,
wie schwer sich Politik und Verwaltung
oft noch mit der direkten Demokratie
tun. Die Bürger erhalten keine Abstim-
mungs-Benachrichtigung, und auch
Briefwahl ist nicht möglich. Der Termin
für den Urnengang eine Woche vor der
Bundestagwahl lässt aufhorchen. Die
Koppelung mit der Wahl hätte Kosten
gespart und eine hohe Beteiligung si-
chergestellt. Die Behinderungen vergrö-
ßern die Gefahr, dass die Initiative am
Quorum scheitert.
Mehr Demokratie kämpft seit Jahren für
faire Spielregeln beim der direkten De-
mokratie in Ländern und Gemeinden.
Nachdem in den vergangenen Jahren be-
reits mehrere Landtage die Hürden ge-
senkt haben, setzt sich die Debatte auch
in diesem Jahr fort. Der Landtag von
Nordrhein-Westfalen senkte Anfang
März einstimmig die Hürde für Volksbe-
gehren von 20 auf acht Prozent und führ-
te die Volksinitiative ein.
Schleswig-Holstein hat das Zustim-
mungsquorum für Bürgerentscheide von
25 auf 20 Prozent herabgesetzt. Die
Landtage in Bremen und Thüringen dis-
kutieren derzeit die Vereinfachung von
Volksentscheiden.
Der sächsische Landtagspräsident
Erich Iltgen (CDU) forderte für sein
Land ebenso eine Debatte über mehr di-
rekte Demokratie wie der ehemalige Mi-
nisterpräsident Sachsen-Anhalts, Rein-
hard Höppner (SPD). Die baden-würt-
tembergische SPD hat vor wenigen Ta-
gen ein Reformpaket für leichtere Bür-
ger- und Volksentscheide vorgelegt.

Claudine Nierth, Vorstandssprecherin
von Mehr Demokratie, bilanziert diese
Entwicklungen: „Das sächsische Urteil
gegen das Finanztabu und die Reform in
NRW sind wichtige Meilensteine für die
direkte Demokratie in Deutschland. Die
Menschen machen sinnvoll Gebrauch
von ihren Rechten. Bürger- und Volks-
begehren zeigen, wo den Wählern der
Schuh drückt. So schreitet die Veranke-
rung der direkten Demokratie in den
Köpfen und den Verfassungen weiter
voran.“ 
Mehr Demokratie e.V., Clüverstr. 29,
28832 Achim (bei Bremen)

www.mehr-demokratie.de

Kommunale

Politi
k und

Volksentscheid Banken-
Streiks gegen
Lohnsenkung
von 35% 
HAMBURG. 1500 Beschäftigte Hamburger
Banken und Sparkassen sowie 500 Bank-
angestellte im Raum Lübeck streikten am
23. August gegen den Versuch des Arbeit-
geberverbandes Banken, die Tarifgehälter
auf 65 % (!) des gegenwärtigen Niveaus ab-
zusenken. In Hamburg waren 24 Filialen ge-
schlossen, viele Kolleg/innen aus den
Hauptverwaltungen der Banken und der
Hamburger Sparkasse in der Innenstadt
nahmen an dem Streik und der Demonstra-
tion teil. 

In den Medien taucht meist nur die 6,5 %
Gehaltsforderung der Gewerkschaft
ver.di auf, für die seit Monaten gestreikt
würde. Der weniger bekannte Hinter-
grund dieses Tarifkonfliktes ist folgen-
der: Der Arbeitgeberverband ist mit der
Forderung in die diesjährige Tarifrunde
gegangen, den Tarifvertrag dahingehend
zu öffnen, dass die Gehälter aller Bank-
angestellten, die in irgendeiner Weise im
Kundenkontakt stehen, auf 65 % des bis-
herigen Tarifs abgesenkt werden können.
Verbunden damit ist das „Angebot“, die
gestrichenen 35 %  durch Provisionen auf
den Verkauf von Bankprodukten wieder
zu „verdienen“. Betroffen davon wären
ca. 230 000 der 470 000 bundesdeutschen
Bankangestellten; und zwar alle Be-
schäftigte in den Bankfilialen sowie die
Angestellten aller Verwaltungsabteilun-
gen mit Kundenkontakt. Solange ver.di
dieser Forderung nicht entspreche und
auch auf weitere unsittliche Forderungen
wie die, das 13. Gehalt auf Betriebsebe-
ne streichen zu können, nicht eingehe,
werde es kein Tarifangebot geben.

3 Monate Verhandlungen haben nichts
gebracht. Seit 7 Wochen herrscht nun
Funkstille zwischen Bankenverband und
ver.di. Um noch einen oben drauf zu set-
zen, hat der Arbeitgeberverband Banken
den Unternehmen vorgeschlagen, einsei-
tig, d.h. ohne Tarifvereinbarung 3,1 %
mehr Gehalt zu zahlen, in der Hoffnung,
dadurch die Streikfront aufzuweichen.
Die meisten Banken zahlen inzwischen
die 3,1 %, der Widerstand ist damit aber
keineswegs beendet.

Die Banken-Tarifrunde wird wegen
der Provokationen der Arbeitgeber seit
Monaten von Warnstreiks und zuneh-
mend von ganztägigen Streiks begleitet.
Auch in der Urlaubszeit fanden Aktionen
statt. Die Hamburger Streiks am 23.Au-
gust waren jetzt die erste größere Streik-
aktion nach der Haupturlaubszeit. Am
29. August streikten 11 000 Bankange-
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stellte in Berlin, Hessen und
Nordhrein-Westfalen.

Insgesamt 60 000 Bank-
angestellte haben sich bis-
her an Streikaktionen betei-
ligt. Die nächste Stufe wer-
den mehrtägige Streiks sein,
die in den nächsten Wochen
durchgeführt werden sollen.
Der ver.di-Verhandlungs-
führer Hinrich Feddersen
hat am 29. August noch ein-
mal ausdrücklich bekräf-
tigt, dass ver.di solange im
tariflosen Zustand bleiben
und weitere Aktionen
durchführen wird, bis der
Arbeitgeberverband seine
Forderungen zur Lohnsen-
kung zurücknimmt. (res)

(28.8.2002) Die vergangenen Freitag
(23.8.) aus Zeitgründen vertagte Be-
triebsversammlung am Standort ICN
Hofmannstraße wurde am 27. August
wieder aufgenommen. Eine ungewöhn-
lich hohe Beteiligung zeigte, dass die Be-
sorgnis in der Belegschaft wächst.Aus al-
len Gebäuden strömten heftig diskutie-
rende MitarbeiterInnen in die schließlich
bis auf den letzten Stehplatz besetzten
Kasinos. Das einzige Thema der Gesprä-
che war auch das der Versammlung: die
Pläne zum Abbau von insgesamt 2.600
Stellen (2.300 ICN, 300 ICM). Wie sich
dieser Abbau konkret auswirken würde,
demonstrierte gleich zu Beginn der Ver-
sammlung eine Aktion des Betriebsrates.
Auf jedem dritten Stuhl lag ein roter Zet-
tel mit der Aufschrift „Dieser Platz wird
gestrichen“. Auf Bitte des BR-Vorsitzen-
den Heribert Fieber standen die betrof-
fenen Kolleginnen und Kollegen auf, um
die Masse der bedrohten Stellen zu ver-
anschaulichen. Die heftige Reaktion im
Plenum unterstrich ebenso wie die von
vielen getragenen Sticker mit der Auf-
schrift „Arbeitszeitverkürzung statt
Kündigung“, dass die Belegschaft in sel-
tener Einmütigkeit hinter dem Kurs des
Betriebsrates steht. Schon auf den ersten
Blick war klar: Dieses Mal wird sich die
Unternehmensleitung nicht geräuschlos
durchsetzen, Empörung und kämpferi-
sche Stimmung lösen die Mischung aus
Resignation und Hoffnung bei manchen
Angestellten mit wachsendem Schwung
ab.

Eingangs fasste der Sprecher der Be-
triebsleitung Kasch nochmals kurz die
Absicht der Betriebsleitung zusammen:
der „langfristig veränderte Markt“ er-

fordere im Gegensatz zu einer „konjunk-
turellen Delle“ eine „langfristige Anpas-
sung“ durch den rigorosen Stellenabbau.
Kasch pries die „Vorteile“ der Beschäfti-
gungs- und Auffanggesellschaften –
Planbarkeit durch einjähriges Beschäfti-
gungsverhältnis, potenzielle Weiterqua-
lifizierung, Leiharbeit – in den höchsten
Tönen und nannte sie eine „extrem gute
Ausgangsposition“ auf dem Arbeits-
markt. Bringe man das Konzept aller-
dings mangels freiwilliger Zustimmung
„nicht zum Fliegen“, so Kasch weiter,
müsse man auf betriebsbedingte Kündi-
gungen (ohne jede Übergangshilfe) als
„ultima ratio“ zurückgreifen; dies könne
dann jeden treffen, ohne Blick auf Tätig-
keit, Alter oder sonstige Kriterien. Diese
kaum verschleierte Drohung ließ die ei-
frige Bemerkung, ICN werde keinesfalls
„den Pfad der sozialen Verantwortung
auch nur um einen Iota verlassen [sic]“,
als reinen Hohn erscheinen, was offenbar
jedem Anwesenden klar war: Eine ge-
murmelte Bemerkung im Publikum emp-
fahl schlicht, Kasch solle „doch einfach
nach Hause gehen“.

Arbeitszeitverkürzung als von Be-
triebsrat und Gewerkschaft ins Spiel ge-
brachte Alternativlösung tat Kasch als
ungeeignetes „Mittel zur kurzfristigen
Kostensenkung“ ab und erklärte, da-
durch ließen sich nach seinen Informa-
tionen nur rund 17 Prozent der Kosten
sparen – notwendig sei aber eine Senkung
um 30 bis 40 Prozent. Der Konter folgte
später durch einen Betriebsrat, der auf
den überdurchschnittlich hohen Anteil
von Angestellten mit 40 und mehr Wo-
chenstunden hinwies und vorrechnete,
dass sich allein hier das Einsparungspo-

tenzial auf über 20 Prozent steigern lie-
ße.

IG Metall-Sekretär Michael Leppek
legte anschließend den Finger auf die of-
fenkundigen Fehler in den Plänen des
Managements: Beschäftigungsgesell-
schaften seien in der Regel ein Konzept
für insolvente Unternehmen, nicht aber
für Konzerne, die insgesamt noch ein
deutlich positives Ergebnis ausweisen;
ICN-Personalchef Bellmann selbst habe
den Bedarf an Leiharbeitern aus einer
Beschäftigungsgesellschaft auf nur rund
300 geschätzt; das Unternehmen wolle
ohne Einmischung des Betriebsrats ent-
scheiden, von wem es sich via Aufhe-
bungsvertrag trenne; der aktuelle Ar-
beitsmarkt lasse Beschäftigungsgesell-
schaften weniger als sinnvolle Chance er-
scheinen, denn als Versuch der Firma,
Mitarbeiter mit möglichst wenig Unruhe
und Aufhebens loszuwerden; insgesamt
sei dies ein Plan, bei dem die Beschäftig-
ten außer 20 Prozent ihres Gehalts und
sämtlichen betrieblichen Sozialleistun-
gen auch noch ihre Zukunftsperspektive
aufs Spiel setzen. Sein Fazit: „Unter die-
sen Bedingungen rät die IG Metall jedem
Angestellten dringend von einem Aufhe-
bungsvertrag ab und wird gemeinsam
mit dem BR mit allen Mitteln gegen den
Abbau vorgehen“ – eine Aussage, die den
ersten Applaus der Versammlung erntete.

Heribert Fieber machte im Anschluss
klar, dass auch der Betriebsrat sich der
Überrumpelungstaktik nachdrücklich
widersetzt. Während seines Erachtens
Maßnahmen wie New Placement zumin-
dest einen „Fallschirm“ für den Versuch
bieten,ins Unbekannte zu springen,stellt
sich ihm die Beschäftigungsgesellschaft
so dar, als sage man den Betroffenen:
„Springen Sie schon mal, wir versuchen
derweil, unten ein Netz zu spannen“.Wer
freiwillig den Konzern verlasse, um in ei-
ner Beschäftigungsgesellschaft „ein Jahr
lang zu versuchen,auf einem vernagelten
Arbeitsmarkt unterzukommen, der ge-
hört da auch rein“, so seine saloppe Ein-
schätzung ICN-Angebotes, die, geht man

Aus siemens-dialog:  ICN-Betriebsversammlung

Es brodelt bei Siemens 
München, Hofmannstraße
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Deutsches Kuba-Geschäft läuft
nur langsam an. – HB, Freitag /
Samstag, 23./24.8.2002. Das Interesse
deutscher Unternehmen an Investitio-
nen in Kuba nimmt lt. BDI-Vorsitzen-
den H.-O.Henkel durchaus zu.Hemm-
nisse sind „bürokratische Hürden.“
Zwar sind die Löhne mit ca. 15 $ im
Monat niedrig, jedoch müssen auslän-
dische Gesellschaften bis zu 1000 $ im
Monat an eine staatliche Vermitt-
lungsagentur zahlen. Außerdem sei
die Zahlungsmoral der Kunden nicht
immer bestens. Die Bundesregierung
wäre bereit, den Rahmen für Hermes-
Bürgschaften von derzeit 12,5 Mill.
Euro auszuweiten, Voraussetzung:
Kubas Regierung begleicht, wie zuge-
sagt, tatsächlich ihre Altschulden aus
DDR-Zeiten und zahlt die durch Her-
mes-Bürgschaften gedeckten Kredite
zurück. Die Kreditanstalt für Wieder-
aufbau prüft die Teil-Finanzierung ei-
nes Joint-Ventures mit Beteiligung
deutscher Firmen,die eine Nickel-Mi-
ne renovieren sollen. Deutschland ist
der größte Abnehmer von kubani-
schem Nickel.

„Wirtschaft zu Hochwasser-Opfern
bereit“ – dies hatten M. Rogowski,
BDI- Chef sowie DIHK-Chef L. G.
Braun, ohne intern mit ihren Verbän-
den Rücksprache gehalten zu haben,
erklärt. Der Kanzler bedankte sich
„für den sehr solidarischen Vorschlag“
Rogowskis, auch die Kapitalgesell-
schaften durch höhere Körperschafts-
steuer zur Kasse zu bitten und kün-
digte für 2003 26,5 % statt bisher 25%
an. Das Vorgehen ihrer Spitze rief Un-
mut bei den Mitgliedern der Verbände
hervor: Rogowski und Braun hätten
sich von Schröder  … vor den Karren
spannen lassen.

BDI-Präsident befürwortet Waffen-
exporte auch nach Saudi-Arabien. –
HB, Donnerstag, 5.9.2002. Zur Stüt-
zung der gesamten wehrtechnischen
Industrie fordert der BDI jetzt eine
Lockerung der Exportrichtlinien.
„Mich erstaunt, warum wir nach Sau-
di-Arabien keine Panzer liefern dür-
fen“, so Rogowski. Dasselbe gelte für
Taiwan. Rogowski sei mit erstaunlich
politischer Blindheit geschlagen, ent-
gegnete Regierungssprecher K.-U.
Heye. Auch dem BDI-Präsidenten
müsse klar sein, dass Lieferungen in
Krisengebiete nicht möglich seien.
Rogowski und der Geschäftsführer
des BDI-Ausschusses Verteidigungs-
wirtschaft, der ehemalige Brigad-
egeneral H.Harff,hatten kritisiert,die
Waffenexportpolitik der rot-grünen
Regierung sei  sprunghaft. Wenn die
Regierung strengere als internationa-
le Standards anlege,erschwere sie den
Firmen internationale Rüstungskoo-
perationen. Presseauswertung: rst

Wirtschafts-
pressenach dem Echo im Publikum, von der

Mehrheit der Beschäftigten geteilt wird.
Ein weiterer Kritikpunkt ist die zeitliche
Planung. Die geplanten Maßnahmen
wurden erst sechs Wochen vor der Dead-
line am 30. September bekannt gemacht,
was Betroffenen – viele von ihnen oben-
drein im Urlaub – und Betriebsrat nur ei-
ne minimale Reaktionszeit lässt. Zudem
fließen die Detailinformationen aus der
Chefetage nach wie vor mehr als spärlich:
Laut Fieber sollen bereits Namen festge-
legt werden, bevor noch klar ist, in wel-
chen Bereichen die Kapazität schrump-
fen soll. Dazu blieben sowohl Kasch als
auch MCH H-Personalchef Rinke die
Antwort schuldig: Einerseits argumen-
tierten sie mit der angeblich dringend ge-
botenen Eile bei der Umsetzung der Per-
sonalmaßnahmen und beharrten darauf,
die Kürzungen seien ausschließlich am
Portfolio orientiert – andererseits können
sie derzeit nicht einmal ansatzweise die
betroffenen Bereiche und Produkte be-
nennen und wiederholten nur stur (von
Pfiffen und Buh-Rufe begleitet), es kön-
ne prinzipiell jeden Mitarbeiter treffen.
Fieber fasste dieses wenig durchdacht
wirkende Vorgehen prägnant aus Sicht
der Beschäftigten zusammen: Für sie sei
es, als käme ein Vorgesetzter und sage
„ich guck hier grad aus dem Fenster,
Markt ist futsch, schleich’ Dich!“

Eines der heißesten Eisen, die aus dem
Plenum in die Diskussion eingebracht

wurden, war die Frage nach externen
Consulting-Firmen. Interessanter Weise
sieht sich die Betriebsleitung laut Kasch
außerstande, auch nur grob zu beziffern,
wie viele Personen auf diesem Wege für
ICN tätig sind; nach voneinander unab-
hängigen Schätzungen verschiedener
Betriebsräte bewegt sich ihre Anzahl
zwischen 1.300 und 2.100. In jedem Fall
offensichtlich: die Beschäftigten sehen
nicht ein,warum es keine Arbeit mehr für
sie, aber für Firmenfremde gibt; die Ge-
schäftsleitung verfolgt ihrerseits rück-
sichtslos das Ziel, je nach Bedarf flexibel
Arbeitskräfte zur Verfügung zu haben,
ohne in irgendeiner Weise soziale Verant-
wortung für sie zu übernehmen.

Unter dem Strich machte die Be-
triebsversammlung drei Punkte unmiss-
verständlich klar: die Unternehmensfüh-
rung beabsichtigt, ihren Kurs auf Biegen
oder Brechen durchzuhalten; BR und IG
Metall widersetzen sich nachdrücklich;
die große Mehrheit der Belegschaft steht
entschlossen wie selten hinter ihren Ver-
tretern. Es ist offen, wie es nun weiter-
geht, die Zeit drängt jedenfalls. Heribert
Fieber kündigte zum Ende der Versamm-
lung an, bereits in wenigen Wochen die
nächste ansetzen zu wollen. Nach Pla-
nung der Personalleitung sollen die je-
weils zuständigen Vorgesetzten schon am
neunten September beginnen,die Namen
derer festzulegen, denen man einen Auf-
lösungsvertrag anbietet. Hagen Reimer

Die geplante Vernetzung der JobCenter
mit schul-, bildungs-, arbeitsmarkt- und
jugendpolitischen Trägern sei wün-
schenswert und werde von ver.di unter-
stützt. „Aber die frühe Identifizierung
der ,Begabungspotentiale‘ betrachten
wir mit Sorge“, sagte Marion Fendt,
ver.di-Landesjugendsekretärin. Solange
die Schulsysteme – wie in Bayern –
Durchlässigkeit vermissen ließen, drohe
hier ein frühzeitiger Ausleseprozess. Die
Schaffung von differenzierten „arbeits-
marktfähigen“ Ausbildungsberufen sei
zunächst zu begrüßen, aber die Schaf-
fung gering qualifizierter, lediglich be-
triebsspezifisch ausgerichteter Ausbil-
dungsberufe lehne ver.di ab.

Die Einführung eines Ausbildungs-
Zeit-Wertpapiers (AZWP) soll einerseits
zusätzliche Ausbildungsplätze schaffen,
anderseits bei AZWP-Inhaber/innen ei-
nen Anspruch auf berufliche Ausbildung
begründen. Beide Ziele seien grundsätz-
lich zu unterstützen, jedoch sei mit Ef-
fekten zu rechnen,die Verantwortlichkeit
und Chancengleichheit in der beruf-
lichen Ausbildung deutlich entgegen-
stünden. „Jeder Betriebsinhaber, der die
berufliche Ausbildung selbst finanziert,
würde sich betriebswirtschaftliche
Nachteile gegenüber seinen Konkurren-
ten verschaffen“, warnt die Landesju-

gendsekretärin. Die Beitragszahler der
Bundesanstalt für Arbeit und die Fami-
lien der Jugendlichen würden künftig die
Hauptlast der Finanzierung tragen, denn
die Einnahmen aus Rabattkarten, Spen-
den usw. seien nicht abzusichern.
Der Gedanke, die Kommunen hier eine
Ausfallbürgschaft von 100 Euro pro
Haushalt übernehmen zu lassen, wider-
spreche zudem dem Prinzip der kommu-
nalen Finanzhoheit. Die Idee, dass künf-
tig Oma und Opa ihren Enkeln Ausbil-
dungsZeit-Wertpapiere kaufen sollen
(„schenkt Ausbildungsplätzchen“), erin-
nere stark an das Ausbildungsmodell der
Zünfte im Mittelalter. ver.di könne einem
solchen Konzept nicht zustimmen. Be-
reits der ver.di-Gründungskongress habe
sich für eine Umlagefinanzierung zur Si-
cherung eines qualitativ hochwertigen
und quantitativ auswahlfähigen Ange-
bots ausgesprochen. Die Arbeitgeber, die
ja laut Bundesverfassungsgericht hier in
der Pflicht stünden, würden in einen
Fonds einzahlen,wenn sie selbst nicht die
Ausbildungsplätze anbieten, die ihrer
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ent-
sprechen. Mit einer solchen Lösung blie-
be die Verantwortung dort, wo sie hinge-
hört, und Mitnahme-Effekte wären aus-
geschlossen.

www.verdi-bayern.de/jugend 

Ausbildungssituation

ver.di-Jugend Bayern kritisiert „Hartz-Papier“
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Sozialdemokrat und Symbol-
figur der Globalisierungsgeg-

ner für PDS-Wahl
Prof. Jean Ziegler, jahrzehntelang so-

zialdemokratischer Abgeordneter im
Schweizer Nationalparlament, heute
UN-Sonderbotschafter für Welternäh-
rung und international einer der re-
nommiertesten und gefragtesten Globa-
lisierungskritiker
hat sich vom Gip-
fel in Johannes-
burg zu Wort ge-
meldet und im
deutschen Wahl-
kampf Stellung
bezogen. In einem
Fax an seinen
Freund und Mit-
streiter, den Stell-
vertretenden PDS-
Vorsitzenden, Dr.
Diether Dehm,
Spitzenkandidat
in Niedersachsen,
zum Anti-Kriegs-
Tag schreibt Prof.
Ziegler u.a.:

„Ich bin Sozial-
demokrat, Mit-
glied des Exeku-
tivrates der Sozia-
listischen Interna-
tionale. Ich halte
Bundeskanzler
Gerhard Schröder
für einen der zwei, drei bedeutendsten
Staatsmänner der Gegenwart. Seine
Wiederwahl ist nicht nur für Deutsch-
land, sondern für ganz Europa lebens-
wichtig. Jedoch diese Wiederwahl ge-
lingt nur unter einer einzigen Bedin-
gung. Der Bedingung nämlich, dass die
PDS bundesweit einen Wähleranteil von
mehr als 5% erringt.“

Kanzler Schröder ist schon ein großer
Demagoge und versucht jetzt die Wah-
len dadurch zu gewinnen, dass er der
PDS die Stimmen abjagt. Schröders Po-
sitionierung gegen den Krieg verfolgt
keine andere Strategie. Das bringt die
PDS in Bedrängnis. Der Fraktionsvor-
sitzende Claus schreibt im Pressedienst:
„Montag früh. Anruf von einem PDS-
Wahlkämpfer aus Ulm: ,Vier Stunden
standen wir am Sonntag mit unserem
Infostand in der Fußgängerzone und ha-
ben diskutiert, und so viele sagen uns:
Wenn nun sogar die SPD gegen den
Krieg ist, warum sollen wir dann die
PDS wählen?‘

Die Sorgen des Ulmer Genossen sind
mir gut bekannt. Am Freitag war ich in
meinem Wahlkreis in Halle auf der Stra-
ße, am Samstag in Hamburg, am Sonn-
tag in Hannover. „Was macht ihr an-
ders?“ ist auch dort die immer wieder-
kehrende Frage. Und: „Kann man denn
dem Schröder so was glauben?“

Ich denke,wir haben allen Grund,mit

unseren klaren Antworten nicht zöger-
lich zu sein.

Nehmen wir die Friedensfrage. 17-
mal gab es in der vergangenen Legisla-
turperiode Abstimmungen im Bundes-
tag über deutsche Kriegsbeteiligung
und Militäreinsätze.17-mal hat die PDS
klar und unmissverständlich Nein ge-
sagt. 17-mal ist sie deswegen von der

rot-grünen Koa-
lition und der
schwarz-gelben
Opposition
gleichermaßen
als ‚nicht ange-
kommen‘ oder
‚politikunfähig‘
in die Ecke ge-
stellt worden.
Jetzt zeigt sich:
Wir hatten
Recht – nicht
nur mit unseren
Argumenten für
den Frieden,
sondern auch
darin, dass wir
sicher waren,
mit unserem
Nein für die
Mehrheit der
deutschen Be-
völkerung zu
sprechen.

Was also ma-
chen wir anders

in der Friedensfrage als SPD und Grü-
ne? Unser Nein zum Krieg ist kein Wahl-
kampfzeiten-Nein, sondern ein stabiles.
Nur mit der PDS hat das entschlossene
Nein zum Krieg auch künftig im
Bundestag eine Stimme.“

Gaby Zimmer erklärt am 5. September
in einer Presseer-
klärung zum be-
vorstehenden An-
griffskrieg gegen
den Irak:
„Bis jetzt hat die
Bundesregierung
nicht einen ernst-
haften Schritt
unternommen, um
die Bush-Admi-
nistration an ih-
rem gefährlichen
Treiben zu hin-
dern. Die Pose als
Friedensbewahrer
entpuppt sich un-
ter diesen Um-
ständen als Wahl-
kampf, nichts als
Wahlkampf. Das
nimmt nicht Wun-
der. Wer sich wie
Rot-Grün in vier
Jahren Regie-
rungszeit an zwei Kriegen beteiligt, die
Bundeswehr zu Einsätzen in die halbe

Welt geschickt und der US-Regierung
uneingeschränkte Solidarität geschwo-
ren hat, dessen verbaler Schwenk kurz
vor den Bundestagswahlen ist nicht
glaubwürdig. Ich traue Schröder und
Fischer nicht zu, dass sie wirklich einen
Konflikt mit der US-Regierung riskie-
ren, wenn die Bush-Administration den
Irak angreift. Wer die Soldaten und
Spürpanzer in Kuwait erst zurückzie-
hen will, wenn die USA den Irak an-
greifen, will offenbar nicht sehen, dass
Deutschland mit diesem Waffengerät
bereits mitten in den amerikanischen
Kriegsvorbereitungen steckt … Bundes-
kanzler Schröder muss seinen Worten
gegen den Krieg gegen den Irak endlich
Taten folgen lassen.“

Die PDS NRW hat in den letzten Wochen
ein eigenes Flugblatt für die DGB-Ver-
anstaltung und für die attac-Demon-
stration am 14.9. in Köln erstellt:

„Stoiber muss verhindert werden!
Schröder braucht Opposition von links!
Viele haben Rot-Grün 1998 mit großen
Hoffnungen auf einen Politikwechsel ge-
wählt. Den ist die rot-grüne Regierung
schuldig geblieben.Viele sind enttäuscht
und überlegen,nicht mehr wählen zu ge-
hen. Diese Enttäuschung ist Stoibers
Hoffnung: Zusammen mit Westerwelle
will er zu der Politik zurück,für die CDU
und FDP 1998 abgewählt wurden: Noch
mehr Steuerumverteilungen zu Gunsten
der Reichen, Gesundheit und Bildung
nach Geldbeutel, Zerstörung sozialer
Demokratie durch völliges Aushöhlen
der Tarifautonomie.Wo Schröder und Fi-
scher die Abrissbirne am Sozialstaat an-
setzen, wollen Stoiber und Westerwelle
ihn mit Dynamit sprengen.Auch für uns
ist deshalb klar: 

Stoiber muss als Kanzler verhindert
werden!– Die PDS
im Bundestag ist
die Garantie dafür
…

Politikwechsel
kann sicher nicht
durch Wahlen al-
lein erreicht wer-
den.Er braucht Be-
wegung und Druck
von Gewerkschaf-
ten und außerpar-
lamentarischen In-
itiativen wie AT-
TAC, Verbänden
und Vereinen. Mit
Ihrer Wahlent-
scheidung bestim-
men Sie, ob solche
Initiativen und die
Auseinanderset-
zung darum auch
zukünftig im Par-
lament stattfinden
und gestärkt wer-

den.“
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„Die Einstellung der Vereinten Nationen
gegenüber dem Privatsektor hat sich in
den vergangenen Jahren radikal verän-
dert. Kooperation kommt heute vor Kon-
frontation.“ Mit diesen Worten wirbt Ko-
fi Annan, Generalsekretär der UN, für
den „Global Compact“, einem Abkom-
men zwischen ursprünglich 44 multina-
tionalen Konzernen und den Vereinten
Nationen. Aus Deutschland dabei: die
Chemie-Konzerne BASF, Aventis und
Bayer, die Autobauer BMW und Daim-
lerChrysler sowie die Deutsche Bank.

In dem vor zwei Jahren unterzeichne-
ten Compact bekennen sich die Unter-
nehmen zu neun Grundsätzen aus den
Bereichen Umweltschutz, Arbeitssicher-
heit und Einhaltung der Menschenrech-
te. Die Prinzipien basieren auf der Er-
klärung der Menschenrechte von 1949,
dem Weltsozialgipfel von 1995 und dem
Umweltgipfel von Rio 1992. Außerdem
verpflichten sich die Konzerne, Muster-
projekte zu initiieren und somit ihr En-
gagement zu belegen. Um den Fortschritt
im Rahmen der Kooperation zu doku-
mentieren, will die UN geprüfte Fallbei-
spiele veröffentlichen,die der Öffentlich-
keit zur Begutachtung freistehen.

Zweifelhafte Partnerschaften 

Die Bekanntgabe der Vereinbarung, der

sich mittlerweile mehrere hundert Fir-
men angeschlossen haben, erfolgte nach
einjährigen Verhandlungen von Kofi An-
nan mit der International Chamber of
Commerce (ICC), der weltweit größten
Lobbyorganisation multinationaler
Unternehmen. Die ICC vertritt weltweit
rund 7000 Firmen, wird jedoch von rund
50 Großkonzernen dominiert. In den Ver-
handlungen mit der UN setzte der Lob-
byverband eine unternehmerfreundliche
Formulierung der „Prinzipien“ des Com-
pact sowie – vor allem – deren völlige Un-
verbindlichkeit durch.

Mit der ICC suchte sich Annan ausge-
rechnet diejenige Organisation aus, die
sich in der Vergangenheit am vehemen-
testen gegen internationale Umwelt-Ab-
kommen gewehrt hat. Sowohl die For-
mulierung des Kyoto-Protokolls zur Sen-
kung des CO2-Ausstoßes wie auch die
Biodiversitäts-Konvention, das Proto-
koll von Montreal zum Schutz der Ozon-
schicht und die Basel-Konvention gegen
Giftmüllhandel wurden von der ICC als
unpraktikabel und wirtschaftsfeindlich
gegeißelt und durch anhaltenden Druck
auf die Politik abgeschwächt.

Lobbypolitik von Rio … 

Erstmals wurden die Konzerne bei der
Vorbereitung des Umweltgipfels von Rio

1992 als gleichberechtigte Partner inter-
nationaler Institutionen behandelt. Das
160 Konzerne umfassende World Busi-
ness Council for Sustainable Develop-
ment (WBCSD) war maßgeblich bei der
Erstellung der Tagesordnung und des Ab-
schlussdokumentes beteiligt. So setzte
sich die neoliberale Sichtweise durch,
nach der freie Märkte und Wirtschafts-
wachstum eine Voraussetzung von Um-
weltschutz und nachhaltiger Entwick-
lung sind und nach der die Industrie ein
solches Wachstum nur garantieren kön-
ne, wenn sie ohne bindende Rahmenbe-
dingungen arbeiten kann. Stattdessen
werden seit Rio „freiwillige Selbstver-
pflichtungen“ propagiert, bei deren
Nichteinhaltung jedoch keine Konse-
quenzen drohen.

Kein Zufall war es,dass ebenfalls 1992
die UN Kommission zu Transnationalen
Konzernen (UNCTC) ersatzlos geschlos-
sen wurde. Die UNCTC war die einzige
UN-Organisation, die seit den 70er Jah-
ren die Aktivitäten der Multis überwach-
te. Der Versuch der UNCTC, weltweit
bindende Regeln für Arbeitssicherheit,
Einhaltung von Gesetzen und Umwelt-
schutz aufzustellen,war der Industrie ein
ständiger Dorn im Auge.

… bis Johannesburg

1995 bildeten ICC und WBCSD gemein-
sam, speziell für die Vorbereitung des
Gipfels in Johannesburg, einen weiterer
Lobbyverband: die Business Action for
Sustainable Development (BASD) mit
dem blumigen Motto „People, Planet,
Prosperity“ (Menschen, Planet, Wohl-
stand). Geleitet wird die BASD ausge-
rechnet von Sir Mark Moody Stuart, zu-
vor Chef des Ölkonzerns Shell, der seit
Jahren Ziel zahlreicher Kampagnen von
Umweltschützern und Menschenrecht-
lern ist. Stuart hat als Shell-Boss die Ver-
senkung der Ölplattform Brent Spar so-
wie das Engagement in Nigeria, das zur
tragischen Exekution von Ken Saro-Wi-
wa führte, zu verantworten. Die Rolle des
BASD in Johannesburg beschreibt Stu-
art siegessicher: „Wir möchten auf dem
Umweltgipfel eine konstruktive Rolle
spielen. Die Industrie ist Teil der Lösung
bei der Schaffung einer nachhaltigen
Entwicklung“.

Bindende Regeln ausgehebelt

Weder WBCSD noch BASD stellen Min-
destanforderungen bei der Aufnahme
neuer Mitglieder. So finden sich im
WBCSD, dem „grünen Gewissen“ der In-
dustrie, Ölfirmen wie BP, StatOil, Total-
FinaElf und ChevronTexaco, die Auto-
bauer DaimlerChrysler, Nissan, Ford und
General Motors, Chemie-Konzerne wie
Dow, DuPont, BASF, ICI und Aventis so-
wie Gentech-Anbieter wie Monsanto,Po-

Coordination gegen Bayer-Gefahren zum Umweltgipfel von Johannesburg

Der Ausverkauf der Vereinten Nationen
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Proteste gegen UNO-
Gipfel in Johannesburg
Abgeschottet von Basis und Bevölke-
rung, über die entschieden werden soll,
trafen sich in Johannesburg Politiker,
Wirtschafts- und NGO-Vetreter zum
Weltgipfel für Nachhaltige Entwick-
lung (WSSD)
Zehntausende Sicherheitskräfte sollen
die KritikerInnen des Gipfels fernhal-
ten. Bereits im Vorfeld des Gipfels gab
es Repression und Massenverhaftun-
gen.Thema des Weltgipfel für Nachhal-
tige Entwicklung (WSSD), dessen
Agenda neoliberal ausgerichtet ist, wa-
ren Naturschutz, Energiepolitik, Be-
kämpfung der Armut und „nachhaltige
Entwicklung“. Dass dieser Gipfel aus-

gerechnet im hermetisch abgeriegelten
Luxusviertel Sandton stattfand, ist be-
zeichnend.

Täglich fanden Demonstrationen
und andere Protestaktionen gegen die
Politik statt, die auf dem Gipfel vertre-
ten wird, sowie den Einfluss der Kon-
zerne auf die Konferenz. Neben der Po-
lizeirepression sehen sich die Aktivisten
aus aller Welt mit Massenmedien kon-
frontiert, die mit Geheimdiensten und
anderen Regierungsorganisationen zu-
sammenarbeiten und die Proteste diffa-
mieren oder verschweigen. Dem Büro
des APF (Anti-Privatisation Forum )
wurde vom Chef des südafrikanischen
Geheimdienstes NIA persönlich ein Be-
such abgestattet.

Am 31.8. fand ein globaler Aktions-
tag und ein Marsch in Richtung abge-
schotteten Nobelbezirk Sandton statt.
Es nahmen allein aus Südafrika selbst
30.000 Menschen,wo sich die Regierung
nun mit Schrecken mit einer neu gebo-
renen sozialen Bewegung konfrontiert
sieht, und weitere (mehrere 1000) aus
der ganzen Welt teil. Auch anderswo in
der Welt wurde der globalen Aktionstag
zelebriert, Solidaritätsaktionen fanden
u.a. in Amsterdam Toronto, Buenos Ai-
res, London, Lüneburg und anderswo
statt.
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werGen und Bayer.Zu den Unterstützern
des BASD gehören neben dem Weltver-
band der Chemischen Industrie und dem
Bund der Deutschen Industrie auch das
Europäische Atomforum und die World
Nuclear Association.

Hauptaktivität des BASD sind die an-
ekdotenhafte Veröffentlichung von
„Musterprojekten“ einzelner Firmen,
darunter mehrere Atomenergieprojekte
sowie ein Gas-Pipeline-Projekt. Schon
Anfang 2002 protzte BASD-Chef Stuart,
dass der Verband „sehr enge Verbindun-
gen zu den Vereinten Nationen aufgebaut
hat, um die Ideen der Wirtschaft für die
Struktur des Gipfels einzubringen“. Of-
fenbar mit Erfolg: Hieß es im Januar im
Entwurf für das Abschlussdokument
noch „ein multinationales Abkommen,
das die Verantwortlichkeiten von Unter-
nehmen benennt, soll auf den Weg ge-
bracht werden“, so finden sich im letzten
Entwurf vor Beginn des Gipfels wolkige
Formulierungen wie „Förderung der Ver-
antwortung der Wirtschaft im Sinne ei-
ner nachhaltigen Entwicklung“. Binden-
de Regeln bezüglich der Einhaltung von
Menschenrechten oder dem Umwelt-
schutz sind in dem Entwurf nicht mehr
enthalten.

Kofi Annan: Büttel der Konzerne

Der Global Compact stellt den vorläufi-
gen Höhepunkt der „Kooperation“ von
Vereinten Nationen und multinationalen
Unternehmen dar.Nach Angaben der UN
haben mittlerweile mehrere hundert
Konzerne den Vertrag unterschrieben –
allerdings werden bislang nur 81 Unter-
nehmen öffentlich genannt, darunter so
illustre Namen wie Shell, BP, Novartis,
Nokia, Nike, ABB und Deutsche Bank.

Annan wirbt um weitere Mitglieder,
indem er sich unumwunden zum Anwalt
einer konzerngesteuerten Globalisierung
macht: „Sowohl die Vereinten Nationen
als auch die Wirtschaft dienen einem hö-
heren Zweck: dem Schutz der Mensch-
heit.“ Das Abkommen werde einen Dia-
log zwischen der Industrie und „anderen
sozialen Gruppen“ ermöglichen, so dass
„Unternehmen, die sich zu den Prinzi-
pien des Global Compact bekennen, dem
Druck der Zivilgesellschaft viel besser
begegnen können.“

Fehlende Kontrolle

Bei der Auswahl der Partner aus der Wirt-
schaft legen die UN keine noch so tiefe
Messlatte an: alle Unternehmen – vom
Hersteller von Atomkraftwerken bis hin
zu Ölkonzernen – werden akzeptiert. In-
formationen unabhängiger Beobachter
über das Verhalten der Firmen holen die
UN nicht ein. Nach der Unterzeichnung
durch das jeweilige Unternehmen erfolgt
keinerlei Überprüfung der Einhaltung
der Prinzipien oder der „Musterprojek-
te“ – sämtliche Übereinkünfte sind „non-
binding“, also unverbindlich.

Die Firmen nutzen die publicity-
trächtige Verbindung mit der wichtigsten
internationalen Organisation weidlich:

fast alle beteiligten Unternehmen rüh-
men ihr vorbildliches Engagement im
Rahmen des Abkommens auf ihren ho-
mepages und in eigens veröffentlichten
Broschüren. In den Geschäftsberichten
von DaimlerChrysler und Bayer wird so-
gar eine Rede von Kofi Annan als Gruß-
wort abgedruckt – mit Foto und UN-Lo-
go.

Kritik wird lauter

Seit Anfang des Jahres wird die Kritik am
Schmusekurs der UN mit der Wirtschaft
lauter. Zahlreiche Gruppen kritisieren,
dass profitorientierte Konzerne ihre ei-
genen Regeln aufstellen, anstatt durch
die Legislative zu verbindlichen Stan-
dards gezwungen zu werden. Der inter-
nationale Umweltverband Friends of the
Earth beklagt eine „schleichende Über-
nahme der Vereinten Nationen durch die
Privatwirtschaft“ und befürchtet, dass
„auf Freiwilligkeit beruhende Abkom-
men die Verabschiedung bindender Re-
geln verzögern“ und damit mehr Scha-
den anrichten als Gutes tun.

In der Allianz für eine wirtschaftsun-
abhängige UN haben sich zwanzig Um-
welt-, Gesundheits- und Entwicklungs-
Organisationen aus allen Teilen der Welt
zusammen geschlossen. Der Verband kri-
tisiert die Einflussnahme der Konzerne
als undemokratisch und befürchtet eine
Gefährdung des Ansehens und der
Glaubwürdigkeit der Vereinten Nationen
– mit weitreichenden Konsequenzen für
die zahlreichen Missionen der UN.

In einem gemeinsamen Brief an Kofi
Annan fordert die Allianz die UN auf,
keine Partnerschaften mit Unternehmen
einzugehen. Der Unterschied zwischen
gemeinnützigen und demokratisch legi-
timierten Institutionen auf der einen und
profitorientierten Konzernen auf der an-
deren Seite dürfe nicht verwischt wer-
den. Die UN müsse ein Forum einrichten,
das Bewertungen der „Musterprojekte“
entgegennimmt,Verstöße gegen die Prin-
zipien des Compact untersucht und ler-
nunwillige Firmen ausschließt. Die teil-
nehmenden Unternehmen müssten alle
Ziele und Konventionen der UN und ih-

rer Tochterorganisationen aktiv unter-
stützen – andernfalls könnten sich Fir-
men gleichzeitig im Licht der UN sonnen
und deren Ziele, z.B. das Kyoto Abkom-
men gegen die Erderwärmung, hinter-
treiben.

Erste Widerstände in der UN

Die bisherigen Veröffentlichungen über
die Anstrengungen der Unternehmen zei-
gen, dass es auch innerhalb der UN Be-
denken gegen die Zusammenarbeit gibt.
Auf einem „Learning Forum“ 15 Monate
nach Inkrafttreten des Abkommens äu-
ßerten UN-Offizielle, dass „keines der
eingebrachten Musterprojekte die Krite-
rien eines Fallbeispiels im Rahmen des
Global Compact erfüllt“. Auch zwei Jah-
re nach Unterzeichnung des Vertrags fin-
det sich auf der Webseite der UN keine
anerkannte Fallstudie. Die zahlreichen
vorgestellten Projekte werden unver-
bindlich als „Beispiele des Engagements
der Wirtschaft“ geführt.

Kritiker fragen, wie die Öffentlichkeit
die Fortschritte des Compact begutach-
ten soll, wenn selbst die angeblichen
Musterfirmen zwei Jahre nach Unter-
zeichnung der Vereinbarung kein einzi-
ges Beispiel für nachhaltiges Verhalten
anführen können. Sogar die unterneh-
merfreundliche New York Times kriti-
sierte, dass „der Global Compact den
größten und reichsten Unternehmen er-
laubt, sich in eine blaue UN-Flagge zu
hüllen, ohne irgendetwas Neues dafür zu
tun“.

Fallbeispiel Bayer AG

Um die fehlende Bereitschaft der Unter-
nehmen aufzuzeigen, wirkliche Schritte
in Richtung eines sozial und ökologisch
verantwortungsbewussten Handelns zu
gehen, sollen nun exemplarisch die Refe-
renzprojekte der Bayer AG untersucht
werden. Der Leverkusener Chemie-,
Pharma- und Gentechnik-Riese, der
jährlich rund 28 Milliarden Euro umsetzt
und dessen Imperium rund 240 Tochter-
firmen umfasst, gehört zu den Erstunter-
zeichnern des Global Compact. Auf sei-
ner Homepage befindet sich ein eigener
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Bereich, der umfangreich über die Ko-
operation mit der UN informiert. Neben
einem leicht verfremdeten Logo der Ver-
einten Nationen findet sich folgendes Be-
kenntnis: „Die Global Compact Prinzi-
pien decken sich mit den unternehmens-
politischen Prinzipien von Bayer. Unsere
technische und wirtschaftliche Kompe-
tenz ist für uns mit der Verantwortung
verbunden, zum Wohle des Menschen zu
arbeiten und unseren Beitrag für eine
dauerhafte und umweltgerechte Ent-
wicklung zu leisten.“

In der Realität hatten in der fast 140-
jährigen Bayer-Geschichte Profite stets
Vorrang gegenüber Umweltschutz und
sozialen Werten: Zu Beginn des letzten
Jahrhunderts vermarktete der Konzern
aggressiv das „Hustenmittel“ Heroin,
obwohl die drohenden Heroinabhängig-
keiten längst bekannt waren. Im ersten
Weltkrieg erfand die Firma chemische
Kampstoffe und setzte sich vehement für
deren Verwendung ein.Im Rahmen der IG
Farben war der Konzern tief in das Drit-
te Reich verstrickt und war für Men-
schenversuche, den Tod Tausender
Zwangsarbeiter und die Plünderung der
eroberten Gebiete verantwortlich. In den
80er Jahren wurden Tausende Bluter
durch Bayer-Produkte mit HIV infiziert
– der Konzern hatte trotz Kenntnis des
Ansteckungsrisikos auf Testverfahren
verzichtet und noch Jahre nach Auftre-
ten der ersten Infektionen alte Chargen
verkauft. Aktuelle Skandale umfassen
die jahrelang bekannten Nebenwirkun-
gen von Lipobay, denen mindestens 100
Patienten zum Opfer fielen, sowie die
umstrittenen Versuche mit gentechnisch
veränderten Pflanzen.

Global Compact Projekte von Bayer

Bayer ist Mitglied Hunderter einflussrei-
cher Lobbygruppen – neben der oben ge-
nannten ICC und dem WBCSD sind die
wichtigsten der European Table of In-
dustrialists, der Trans-Atlantic Business
Dialogue, die Global Crop Protection Fe-
deration und EuropaBio. Um das Enga-
gement im Rahmen des Compact zu be-
legen, dokumentiert Bayer auf seiner
Homepage vier Projekte:

1. finanzielle Unterstützung für die
brasilianische Abrinq-Stiftung, die ge-
gen Kinderarbeit kämpft;

2. Medikamentenspende an die Welt-
gesundheitsorganisation WHO im Rah-
men eines Programms gegen die Schlaf-
krankheit;

3. Anstrengungen gegen die Ausbrei-
tung von Antibiotikaresistenzen;

4.Trainingsprogramme für brasiliani-
sche Bauern und Landarbeiter.

Außerdem spendete Bayer Medika-
mente nach den Erdbeben in Indien und
El Salvador und spendete nach dem 11.
September eine Million Dollar an ameri-
kanische Hilfsorganisationen.

Die genaue Bewertung der Spenden an
die WHO, an die Abrinq-Stiftung sowie
nach den genannten Naturkatastrophen
fällt schwer, da Bayer die Höhe der Auf-

wendungen nicht veröffentlicht. Im Ge-
schäftsbericht des Unternehmens wird
jedoch keine Spende erwähnt, die höher
als 1 Million Euro ist. Es ist instruktiv,
diese Summen mit den von Bayer ge-
zahlten bzw. nicht gezahlten Steuern zu
vergleichen: Lagen die weltweiten
Unternehmenssteuern von Bayer im Jahr
2000 noch bei rund 1,15 Milliarden Eu-
ro, so wurden diese im vergangenen Jahr
um fast 90% reduziert: gerade noch 150
Millionen Euro überwies der Konzern an
Bund und Länder. Allein das Land NRW
musste 250 Millionen Euro abschreiben.

Zu verdanken hatte Bayer dieses Steu-
ergeschenk einem alten Bekannten: He-
ribert Zitzelsberger. Bevor Hans Eichel
ihn als Staatssekretär mit der Unterneh-
menssteuer-„Reform“ betraute, war er
Leiter der Steuerabteilung bei Bayer.
„Keinem der Berliner Großkopfeten hat
die deutsche Großindustrie so viel Wohl-
taten zu verdanken wie Heribert Zitzels-
berger“, kommentierte die Berliner Zei-
tung.

Sämtliche wohltätigen Gaben von
Bayer machen also maximal einige Pro-
zent der eingesparten Steuern aus. Die
Öffentlichkeit wäre mit angemessenen
Steuern, über die sie frei verfügen könn-
te, weit besser bedient als mit einzelnen,
willkürlich verteilten Spenden.

Initiative „Agrovida“

Bayer ist weltweit der zweitgrößte Pesti-
zidhersteller. Im Bereich der hochgefähr-
lichen Insektizide, mit denen sich jähr-
lich Zehntausende Landarbeiter tödlich
vergiften, ist der Leverkusener Konzern
die Nummer eins. 1995 versprach das
Unternehmen, innerhalb von fünf Jahren
alle Pestizide der Gefahrenklasse 1 („ex-
trem gefährlich“) vom Markt zu nehmen.
Bis heute wurde dieses Versprechen
allerdings nicht umgesetzt.

Um „die Risiken für Mensch und Um-
welt zu minimieren“, startete Bayer in
Südbrasilien die Initiative „Agrovida“.
Im Rahmen des Programms sollen „meh-
rere tausend Menschen“ in den sicheren
Umgang mit Pflanzenschutzmitteln ein-
geführt werden. Die Firma selbst gibt zu,
dass „das Training vielleicht nur ein er-
ster Schritt“ sein könne.

Abgesehen davon, dass nur eine Ein-
führung in den organischen Landbau ei-
ne wirklich nachhaltige Maßnahme ge-
wesen wäre: einige tausend Personen zu
schulen, mag sinnvoll sein oder auch
nicht, es ändert jedoch nichts an der Tat-
sache, dass Millionen Landarbeiter in
Ländern des Südens hochtoxische Bay-
er-Produkte verwenden, ohne jemals ei-
ne Schulung erhalten zu haben und oh-
ne über angemessene Schutzkleidung zu
verfügen.

Nach Angaben der UN treten jährlich
mehr als 10 Millionen Pestizidvergiftun-
gen auf. Ein von der UN-Abteilung FAO
initiierter Kodex zum Verkauf von Agro-
giften wurde von Bayer zwar unter-
schrieben, wird jedoch von der Firma
täglich verletzt: laut Kodex sollen Pesti-

zide der Gefahrenklasse 1 nur an „trai-
nierte und zertifizierte Personen“ ver-
kauft werden, die einen Ganzkörper-
schutz tragen. Wenn diese Bedingungen
nicht erfüllt werden, sollen die Mittel
laut Kodex vom Markt genommen wer-
den. Zahlreiche Recherchen von Journa-
listen und Umweltverbänden belegen je-
doch, dass sämtliche Bayer-Produkte an
jedermann verkauft werden und von
Landarbeitern ohne Kenntnis der Ge-
fahren und ohne Schutz verwendet wer-
den.

Die im Rahmen des Global Compact
vorgestellte Initiative muss also als Au-
genwischerei bezeichnet werden. Ein
verantwortungsbewusstes Handeln wäre
nur durch eine Einhaltung des FAO-Ko-
dex und einen Verkaufs-Stopp der risi-
koreichsten Wirkstoffe zu erreichen.

Antibiotika und resistente Bakterien

Nach Angaben der WHO gehören Anti-
biotikaresistenzen zu den größten medi-
zinischen Problemen des 21. Jahrhun-
derts. Längst besiegt geglaubte Krank-
heiten breiten sich wieder aus, da resis-
tente Keime mit herkömmlichen Anti-
biotika nicht mehr bekämpft werden
können. Einer der Hauptgründe für die
Ausbreitung von Resistenzen ist der mas-
senhafte Einsatz von Antibiotika in der
Tierzucht. In der EU landen mehr als die
Hälfte aller Antibiotika im Tierstall – es
entstehen resistente Bakterienstämme,
etwa von Salmonellen, die über die Nah-
rungskette in den menschlichen Körper
gelangen und unbehandelbare Infektio-
nen auslösen können.

Bayer gehört weltweit zu den größten
Herstellern von Antibiotika und ist zu-
dem drittgrößter Hersteller von Veteri-
närprodukten. Die Substanzklasse der
Fluoquinolone vermarktet der Konzern
sowohl für Menschen („Ciprobay“) als
auch für Tiere („Baytril“). In Deutsch-
land ist Baytril seit 1995 zugelassen und
wird in großem Umfang zur Behandlung
von Schweinen verwendet, als Fütte-
rungsarznei wurde das Präparat nach
Protesten wieder vom Markt genommen.
In den USA wird das Präparat an Hüh-
ner, Truthähne und Rinder verfüttert.

Das Unternehmen hat die Initiative
„Libra“ gestartet, in deren Rahmen
„Ärzte, Patienten und Entscheidungs-
träger“ über die Gefahren von Resisten-
zen informiert werden, um „den unsach-
gemäßen Einsatz von Antibiotika einzu-
schränken“. Blumig heißt es auf der Bay-
er-Website: „Libra ist das lateinische
Wort für Waage.Sie symbolisiert die Aus-
gewogenheit der Antibiotikatherapie.“
Und weiter: „Nur so kann die Wirksam-
keit dieser Arzneimittel zum Schutze der
Bevölkerung erhalten bleiben. Damit
passt das Bayer-Engagement in idealer
Weise zum Global Compact und seinen
Zielen.“

In der Realität trägt aber gerade der
massenhafte Verkauf von Baytril zur Ent-
stehung von Resistenzen bei: Nach Er-
kenntnis der US-Gesundheitsbehörde
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Dass die Situation im südlichen Afrika
komplizierter ist, als es gemeinhin be-
richtet wird, vermutet man, aber die In-
formationen über die tatsächlichen Ursa-
chen von Hungersnöten und den Folgen
fließen spärlich, zumindest in der deut-
schen Presse. Froh ist man dann, be-
kommt man den unten dokumentierten
Artikel zu sehen, den ein/e kluge/r Feu-
illitonredakteur/in der Süddeutschen
Zeitung ins Deutsche übersetzen ließ.

George Monbiot, Politikprofessor, Um-
weltaktivist und Redakteur der engli-
schen Zeitung „The Guardian“, hat selbst
in einer Untersuchungskommission mit-
gewirkt, die im südlichen Afrika über Ur-
sachen von Not und Vertreibung geforscht
hat. Was er dabei für interessante Entde-
ckungen gemacht hat beschreibt er in
dem im folgenden dokumentierten Arti-
kel. hav

Dokumentiert: 

Der drittböseste Mann 
Präsident Mugabe trägt nicht allein die
Schuld am Elend Simbabwes 

Der böseste Mann auf Erden nach Sad-
dam Hussein und Osama bin Laden ist
Robert Mugabe, der Präsident von Sim-
babwe – jedenfalls nach Ansicht der
meisten westlichen Medien. Neulich hat
Mugabe wieder bekräftigt, dass 2900
weiße Farmer ihr Land verlassen müssen.
Angeblich will er ihren Besitz an landlo-
se Bauern geben; in Wirklichkeit hat er
viele der konfiszierten Farmen an Offi-
ziere und ergebene Parteipaladine ver-
teilt. Zwölf weiße Farmer sind schon ge-
tötet worden, andere wurden verprügelt.
Mit manipulierten Stimmzettel und un-
ter Einschüchterung seiner politischen

Gegner hat Mugabe auch die Wahlen vom
letzten März gefälscht.

Für manche Zeitungen sind Mugabes
Übergriffe gegen die Farmen der Weißen
der Hauptgrund für die derzeitige Hun-
gersnot in Simbabwe. Und jetzt, schreibt
der Daily Telegraph, setzt er auch noch
„Lebensmittelhilfe als politische Waffe“
ein. Offenbar erfüllt Mugabe wirklich al-
le Voraussetzungen für das Amt des
„Drittbösesten Menschen der Welt“.

Kein Zweifel kann daran bestehen,
dass Mugabe ein skrupelloser Rassist ist,
dessen Politik die Simbabwer nur ärmer
macht. Aber dass hauptsächlich seine
Landkonfiskationen für den Hunger in
Simbabwe verantwortlich sein sollen, ist
Humbug. Zwar besitzen die 4500 weißen
Farmer zwei Drittel des besten Landes,
aber viele von ihnen bauen gar kein Ge-
treide an,sondern Tabak.Siebzig Prozent
des Maises – der wichtigsten Getreide-
pflanze des Landes – werden von schwar-
zen Bauern auf den kümmerlichen Rand-
lagen angebaut, die ihnen die Weißen ge-
lassen haben.

Vertreibungen für den Fortschritt 

Die Enteignung der weißen Farmen ist
brutal und ungesetzlich.Trotzdem ist sie
nur eine kleine Szene in der großen Tra-
gödie, die sich heute weltweit abspielt.
Jahr für Jahr werden Millionen Bauern
gezwungen, ihr Land zu verlassen, mit
verheerenden Folgen für die Sicherheit
der Lebensmittelversorgung. Über sie
schreibt niemand tränenselige Schilde-
rungen vom letzten Besuch am Grab der
Kinder. Wenn sie in den Medien über-
haupt vorkommen,dann meist nur als die
unvermeidlichen Opfer der wirtschaft-
lichen Entwicklung.

Vor zehn Jahren habe ich die Enteig-
nungen untersucht, die ein anderes Mit-

glied des Commonwealth in Afrika fi-
nanzierte und organisierte: Kanada hat-
te dafür bezahlt, dass es das Hochland
von Basotu in Tansania umpflügen und
mit Weizen bepflanzen durfte. Weizen
wurde in Tansania nur von den Weißen
gegessen,aber indem Kanada gerade die-
ses Getreide und nicht etwa Mais, Boh-
nen oder Maniok anpflanzte, konnte es
sich Verträge mit kanadischen Chemie-
und Maschinenbauunternehmen sichern,
die weltweit führend in der Weizenverar-
beitung waren. Für das Projekt war die
Enteignung aller vierzigtausend Ange-
hörigen des Stammes der Barabaig er-
forderlich. Wer versuchte, auf sein Land
zurückzukehren, wurde von den Mitar-
beitern des Projekts eingesperrt und mit
Elektroschocks gefoltert. Es gab auch
Massenvergewaltigungen von Frauen.

Zum ersten Mal seit hundert Jahren
waren die Barabaig unterernährt.Als ich
aber mit einer der Projektleiterinnen
über diese Dinge sprach, erklärte sie nur:
„Ich weine keinem nach, solange es hier
nur voran geht!“ Die Presse der reichen
Welt bezog fast einmütig denselben
Standpunkt. Heute ist es das Vereinigte
Königreich, ebenfalls Mitglied des Com-
monwealth, das ein noch viel größeres
Projekt im indischen Bundesstaat Andh-
ra Pradesh finanziert. Dort sollen rund
zwanzig Millionen Menschen enteignet
werden. Auch diese Barbarei wird von
den meisten Medien ignoriert.

In diesen Fällen sind es dunkelhäuti-
ge Menschen, die von Weißen vertrieben,
nicht Weiße, die von Schwarzen davon-
gejagt werden. Sie nehmen damit den
Platz ein,der ihnen von Rechts wegen ge-
bührt: als unsichtbares Hemmnis für die
Projekte der reichen Welt. Mugabe ist ein
Ungeheuer, weil er diese natürliche Ord-
nung auf den Kopf stellt.

Ursachen für Not und Elend in Afrika

Eine abweichende Meinung zu Zimbabwe

Food and Drug Administration (FDA)
entstehen allein durch die Verfütterung
von Fluoquinolonen an Hühner resisten-
te Keime, mit denen jährlich mehr als
5.000 Amerikaner infiziert werden. Nach
Angaben der FDA sind Fluoquinolone ei-
ne „wichtige Ursache“ für Infektionen
mit Campylobacter Bakterien. Bis zu
80% der verkauften Hühner enthalten
zum Teil resistente Campylobacter-Bak-
terien.

Die Behörde ersuchte daher die beiden
Hersteller, Abbott und Bayer, das Präpa-
rat vom Markt zu nehmen.Während Ab-
bott direkt reagierte, legte das deutsche
Unternehmen Beschwerde ein. In den
USA bildete sich daraufhin eine Koali-
tion von Ärzteverbänden und Umweltor-
ganisationen, um ein Einlenken von Bay-
er zu erreichen. Vertreter der Initiative
befürchten, dass im Laufe des mehrjäh-

rigen Beschwerdeverfahren die Zahl der
Resistenzen stark ansteigt und Fluoqui-
nolone unbrauchbar geworden sind.

Kritische Anfragen von Journalisten
oder engagierten Privatpersonen beant-
wortet Bayer seit vergangenem Jahr rou-
tinemäßig mit einem Verweis auf den Glo-
bal Compact und den darin enthaltenen
Anstrengungen.Es bleibt der Zivilgesell-

schaft überlassen, diese Aktivitäten als
Ablenkungsmanöver zu enttarnen.
Coordination gegen BAYER-Gefahren
Weitere Informationen senden wir gerne zu: Coor-
dination gegen BAYER-Gefahren e.V., CBGnet-
work@aol.com, www.CBGnetwork.de. Tel: 0211-
333 911, Fax: 0211-333 940
Der Verein erhält keinerlei öffentliche Unterstüt-
zung. Spenden bitte an: Konto 17 96 12 bei Öko-
bank Frankfurt, BLZ 500 901 00
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Aber durch den IWF, die Weltbank und
die bilateralen Hilfsprogramme mit ih-
ren Vorzugsbedingungen sind es in der Tat
die Weißen,die Afrika regieren – und zwar
mit triumphierend gereckter Faust. In ei-
nem neuen Bericht der UNO über die Be-
völkerungsentwicklung ist die Zahl der
Menschen im subsaharischen Afrika, die
weniger als einen Dollar täglich zum Le-
ben haben, in den vergangenen zehn Jah-
ren von 242 Millionen auf 300 Millionen
gestiegen. Je rigoroser afrikanische Re-
gierungen die von den Weißen verordne-
ten Maßnahmen umsetzen, desto ärmer
werden die Menschen.

Und genau wie Mugabe gebraucht
auch die reiche Welt die „Lebensmittel-
hilfe als politische Waffe“. Kürzlich ha-
ben die USA Simbabwe und Sambia, die
beide an der Hungersnot in Südafrika lei-
den, dazu gezwungen, genmanipulierten
Mais als Lebensmittelhilfe anzunehmen.
Beide Nationen hatten sich verbissen ge-
gen genmanipuliertes Getreide gewehrt,
weil sie unter anderem befürchteten, die
Gentechnologie könnte multinationalen
Unternehmen die Kontrolle über die Le-
bensmittelkette in die Hände spielen und
damit ihre Völker noch verwundbarer ge-
gen den Hunger machen. Aber die USA
ergriffen im Interesse ihrer Biotech-
Unternehmen die Gelegenheit beim
Schopf und stellten die Länder vor die
Wahl, sich entweder auf diesen Handel
einzulassen oder zu verhungern.

Auch Malawi war genötigt, den USA
genmanipulierten Mais abzunehmen,
zum Teil, weil es seine eigenen strategi-
schen Getreidereserven eingebüßt hatte.
1999 hatten nämlich IWF und Europäi-
sche Union Malawi angewiesen,diese Re-
serven zu privatisieren. Die private Kör-
perschaft war nicht kapitalisiert und
musste daher das Geld zum Kauf des Ge-
treides bei kommerziellen Banken auf-
nehmen.Wie zu erwarten, stellte sie 2001
fest, dass sie ihre Schulden nicht bedie-
nen konnte. Der IWF gab die Anweisung,
den größten Teil der Reserven zu verkau-
fen. Die private Körperschaft verkaufte
sämtliche Reserven, und so gingen Mala-
wi just zu dem Zeitpunkt die Getreide-
vorräte aus, als sich Missernten einstell-
ten. Der IWF, der aus dieser Katastrophe
nicht gelernt hat, verhindert weiterhin,
dass Malawi seinen Farmern hilft, indem
es Lebensmittel subventioniert oder
Preise stabilisiert.

Dieselbe Behörde zwingt schwache
Nationen auch dazu, ihre Grenzen für
subventioniertes Getreide aus dem Aus-
land zu öffnen und damit die heimische
Agrarindustrie zu zerstören. Am gravie-
rendsten ist vielleicht,dass der IWF Staa-
ten daran hindert, Geld für Landrefor-
men auszugeben. Die Verteilung von
Land ist aber der entscheidende Faktor
der Nahrungsmittelsicherung. Kleine
Farmen sind bis zu zehnmal produktiver
als große, weil sie in der Regel intensiver
bewirtschaftet werden. Kleine Farmer
sind eher in der Lage, die einheimische
Bevölkerung mit Grundnahrungsmitteln

zu versorgen als westliche Supermärkte.
Die Regierungen der reichen Welt mö-

gen keine Landreform. Sie erfordert
nämlich ein staatliches Eingreifen, was
den Gott der freien Märkte beleidigt, und
sie stört die Großfarmer sowie die Fir-
men, die sie beliefern. Nur weil Britan-
nien sich weigerte, ein angemessenes Re-
formprogramm in Simbabwe zu erlauben
oder zu finanzieren, konnte es überhaupt
zu den politischen Umständen kommen,
die Mugabe nun so skrupellos ausnutzt.
Das „Lancaster House Agreement“ über-
trug den Staat Simbabwe an die Schwar-
zen, die Nation aber an die Weißen. Mu-
gabe macht sich die Enttäuschungen ei-
nes enteigneten Volkes zunutze.

Der Präsident von Simbabwe ist nur
ein ziemlich kleiner Unterteufel in der
höllischen Politik mit Land und Lebens-
mitteln. Als der verehrte Nelson Mande-
la seine Befugnisse an den IWF abtrat,
kaum dass er sie dem Apartheidsregime
abgerungen hatte, schadete er Afrika
möglicherweise genauso schwer wie Mu-
gabe es tut. Mugabes rassistische Über-
griffe gegen die Weißen Simbabwes sind
zu verurteilen – aber nur, wenn wir auch
bereit sind, den viel blutigeren Krieg zu
verurteilen, den die reiche Welt gegen die
Schwarzen führt. George Monbito
Der Autor ist Redakteur beim Londoner
Guardian.
Deutsch von Olga Anders.
Quelle: Süddeutsche Zeitung Nr.189 vom
17/18.8.2002

Buchbesprechung

Wendewege einer
Armee
Von Franz-Karl Hitze

Das Ende der DDR war auch das Ende
der Nationalen Volksarmee, kurz NVA
genannt. Hintergründe, Planungen und
Ergebnisse des sicherheitspolitischen
Einigungsprozesses am Beispiel der NVA
analysiert Band 3 einer Serie zur Mili-
tärgeschichte der DDR. Herausgeber ist
der promovierte Militärhistoriker Hans
Ehlert.Grundlage für seine Arbeit ist das
Protokoll eines Zeitzeugenforums des
Militärgeschichtlichen Forschungsamtes
Potsdam. Dort fand im September des
Jahres 2000 eine wenig beachtete Bera-
tung von Militärhistorikern, Politikern,
aktiven Offizieren der Bundeswehr und
einer kleinen Zahl ehemaliger DDR-Of-
fizieller zum Thema „Deutsche Einheit
und europäische Sicherheit – das Ende
der NVA und die ‚Armee der Einheit‘ “
statt.

Hans Ehlert konzipierte dieses Forum
und schrieb jetzt eine Studie als Einfüh-
rung in dieses umfassende Werk. Ehlert
war unmittelbarer Zeuge bei Entschei-
dungsprozessen zur Auflösung und Ab-
wicklung der NVA. So war es im möglich,

aus eigenen Anschauungen und nach vie-
len Gesprächen mit Generälen der NVA,
DDR-Historikern, Politikern der Wende-
zeit die Entwicklungsphasen der soge-
nannten militärischen Vereinigung
1989/1990 – ein sehr umstrittener Begriff
– zu analysieren. Ehlert teilt die Auffas-
sung vieler Zeitzeugen,wenn er drei Pha-
sen des Untergangs der NVA beschreibt.
Kurz zusammengefasst sieht er die erste
Phase von Oktober 1989 bis März 1990.
In dieser Zeit der inneren Erosion des
Landes sieht er eine „Verunsicherung der
Streitkräfte bis hin zur Lähmung der po-
litischen und militärischen Führung und
den Verfall der Disziplin“. In der zweiten
Phase von April bis Juli 1990 habe sich
die neu gewählte demokratische Regie-
rung de Maiziére bemüht, „die relative
Stabilisierung der Streitkräfte“ fortzu-
setzen. Gleichzeitig habe sie „Hoffnun-
gen auf die eigenständige Zukunft einer
stark reduzierten NVA auch im vereinig-
ten Deutschland genährt“. Hier sei die
naive und unseriöse These von Rainer Ep-
pelmann, dem damaligen Minister für
Abrüstung und Verteidigung erwähnt,
der da meinte, für eine Übergangsperio-
de von zwei bis drei Jahren würde in
Deutschland zwei Armeen nebeneinan-
der exisitieren (O-Ton vom 2. Mai 1990).
Stoltenberg, BRD-Verteidigungsminis-
ter, konterte kurz darauf: Ein Staat, eine
Armee. Die dritte Phase schließlich von
Juli bis Oktober 1990 war gekennzeich-
net von der Übergabe der NVA an die
Bundeswehr.

Der Herausgeber ist bemüht, die viel-
fältigen Auffassungen in Politik und Pu-
blizistik zur Auflösung der NVA im Zu-
ge des Wendeprozesses zu objektivieren.
Mit unterschiedlichen Ergebnisse. Der
Autor der Studie fasst die Entwicklung
aus der Sicht der Bundeswehr in zwei
Punkten zusammen. Einmal darin, dass
die Bundeswehr sich sehr abwartend ver-
hielt, um den Einigungsprozess „nicht
durch militärische ‚Störfeuer‘ zu gefähr-
den“; und zum anderen in die Zeit zwi-
schen Juli und Oktober 1990, in der „kon-
krete Schritte zur Übernahme von Per-
sonal und Material der NVA am Tage des
Beitritts der DDR zum Geltungsbereich
des Grundgesetzes“ vorbereitet wurden.
Zu diesen Problemen hielt auf der Pots-
damer Konferenz auch Prof. Egon Bahr
einen Vortrag, der in dem Band ebenso
wie ein ausführliches Gespräch mit Rai-
ner Eppelmann abgedruckt ist.

Beachtenswert ist die Dokumenation
von 216 Seiten über das Zeitzeugenforum
und die 168 Seiten Dokumente, 37 von
den 96 Dokumenten stammen aus der
Bonner Regierung bzw. BRD-Zeitungen.
Eine ausführliche Zeittafel, Kurzbiogra-
fien und ein Personenregister vervoll-
ständigen den Band.

Hans Ehlert (Hg.): „Armee ohne Zukunft –
Das Ende der NVA und die deutsche Einheit
– Zeitzeugenberichte und Dokumente“, Ch.
Links Verlag, Berlin, 2002, geb. 592 Seiten,
21,90 Euro, ISBN 3-86153-265-4



Die Coordination gegen BAYER-Gefahren lädt ein zur Tagung „Corpo-
rate War – Krieg, Konzerne und soziale Bewegungen“. In der ganztägi-
gen Veranstaltung werden folgende Bereiche diskutiert:
• Analyse des „Kriegs gegen den Terror“, seiner Ziele, Folgen und Per-

spektiven: Wie hat er die politische Szene geprägt und verändert?
• Auswirkungen auf die demokratischen Bewegungen: Wie viel Spiel-

raum bleibt? Wie sehr leiden Aktionsgruppen und Globalisierungskri-
tiker unter der neuen Entwicklung?

• Historischer Abriss über den Zusammenhang von Krieg und ökono-
mischen Interessen, speziell die Rolle transnationaler Konzerne.

• Wie hat sich die gesetzliche und juristische Situation nach dem 11.Sep-
tember in Deutschland geändert?

Das Seminar richtet sich an Aktivisten, interessierte Laien, Journalisten
und Gewerkschafter. Pressevertreter sind zu Gesprächen mit den Refe-
renten herzlich eingeladen.

Anmeldung und Information:
Coordination gegen BAYER-Gefahren, 
Postfach 15 04 18, 40081 Düsseldorf,  
e-mail: CBGnetwork@aol.com – www.CBGnetwork.org
Tel: 0211-26 11 210 Fax: 0211-26 11 220 
Beirat: Dr. Erika Abczynski /Kinderärztin/Dormagen • Prof. Dr. Jürgen
Rochlitz /Chemiker/Burgwald  •  Eva Bulling-Schröter /Mitglied des
Bundestages/Berlin  • Dr. Janis Schmelzer/Historiker/Berlin  • Wolfram
Esche/Rechtsanwalt/Köln   • Prof.Dr.Anton Schneider/Baubiologe/Neu-
beuern  • Prof. Jürgen Junginger/Designer/Krefeld   • Dorothee Sölle/
Theologin/Hamburg

17. August bis 21. September: Die  „Karawane für die Rechte der Flücht-
linge und Migrant/innen“  beginnt in Bremen und endet am Abend der
Bundestagswahl in Berlin. In verschiedenen Städten, Dörfern und Flücht-
lingsheimen in ganz Deutschland werden wir versuchen, die Zusammenar-
beit mit den fortschrittlichen Kräften zu stärken, die Zusammenarbeit un-
ter den Flüchtlingsorganisationen intensivieren und Unterstützung für von
Flüchtlingen organisierten Widerstand geben. Die Tour soll auch die un-
tragbaren, inhumanen Zustände in den deutschen Flüchtlingsheimen, die
sich meist in Wäldern oder abgelegenen Gegenden befinden, in die Öffent-
lichkeit bringen. Gleichzeitig wollen wir die Folgen des herrschenden Krie-
ges herausheben, indem wir ihn in Bezug zu den Kriegen setzen, die uns
zwangen, unsere Heimat zu verlassen. Wir laden Euch alle ein, mit uns ge-
meinsam für eine Bewegung für die Rechte der Flüchtlinge und Migrant/in-
nen aufzustehen! Bremer Koordinierungsbüro: Internationaler Menschen-
rechtsverein Bremen e.V., Münchener Straße 17, 28215 Bremen, Tel.: (0421)
5577093, Fax: (0421) 5577094, mail@humanrights.de, http://www.human-
rights.

14. September, Köln: Her mit dem schönen Leben – eine andere Welt ist mög-
lich! Aktionstag+Demoder Jugendorganisationen von ver.di, IGM, IG BAU,
Transnet, NGG sowie Attac. Infos unter www.attac-netzwerk.de

22. September: Bundestagswahl; Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpom-
mern

3. Oktober, Fulda: Arbeitsausschuss des Forums kommunistischer Arbeits-
gemeinschaft. 11.00 Uhr. Tagesordnung folgt

11.-12. Oktober, Marburg: Euro-Kapitalismus und Dritter Weg. Universität
Marburg, FB Gesellschaftswissenschaften, Wilhelm-Röpke-Str. 6 B,Veran-
staltung von WISSEN-Transfer und der Forschungsgruppe Europäische Ge-
meinschaft, u.a. mit Hans-Jürgen Bieling (Marburg), John Grahl (London),
Jörg Huffs chmid (Bremen), Kees van der Peijl (Amsterdam/Lancaster), Leo
Panitch (Toronto), Frank Deppe (Marburg), Infos/Anmeldung: www.wis-
sentransfer.info buero@wissentransfer.info

12./13. Oktober 2002, Gera: PDS-Parteitag. Die 1. Tagung des 8. Parteita-
ges der PDS findet am Samstag, den 12. Oktober, und am Sonntag, den 13.
Oktober 2002, in Gera statt.Tagesordnung u.a.: Die Aufgaben der PDS nach
der Wahl zum 15. Deutschen Bundestag.Wahl des Parteivorstandes der PDS,
Wahlen der Bundesschiedskommission der PDS, der Bundesfinanzrevi-
sionskommission der PDS und der Statutenkommission.

16./17. Oktober, Brüssel: Sozialpolitik in Europa – Perspektiven für eine Eu-
ropäische Gewerkschaftsbewegung. Europäisches Parlament, Rue Wiertz,
Raum ASP (Altiero Spinelli Building) 1 G 3, B-1047 Brüssel. Internationa-
le Veranstaltung des Forum Soziales Europa in Zusammenarbeit mit der
Fraktion der Vereinten Europäischen Linken/Nordische Grüne Linke
(GUE/NGL) im Europäischen Parlament mit GewerkschafterInnen aus
Deutschland, Frankreich, Italien, Spanien u.a. Anmeldung: Klaus Dräger,
eMail: kdrager@europarl.eu.int, fax: 0032-2-2841758 Klaus Dräger 

18. Oktober, Niedersachsen: Bundesdelegiertenkonferenz der Grünen

30./31. Oktober, Berlin: Globalisierung oder Gerechtigkeit? Berlin, Hotel
Schweizer Hof. Jahrestagung der Otto Brenner Stiftung der IG Metall über
die politischen Herausforderungen der Gegenwart, u.a. mit Susan George,
Michael Blank, Noreena Hertz, Friedhelm Hengsbach, Barbara Schulte,
Klaus Zwickel, Barbara Stolterfoht, Marin Kannegiesser, Ulrike Holler, Ka-
ri Tapiola,Volker Obenauer, Dirk Mahler, Erich Klemm, Ursula Weidenfeld,
Ursula Engelen-Kefer, Gregor Gysi, Karl Kardinal Lehmann, Edzard Reu-
ter, Thomas Leif, Klaus Lang. Das detaillierte Programm und online-An-
meldung über: www.otto-brenner-stiftung.de. eMail: obs@igmetall.de
www.otto-brenner-stiftung.de

7.-10. November, Florenz: Nein zu Sozialabbau, Rassismus und Krieg. Für
ein Europa des Friedens, der Demokratie, der sozialen Gerechtigkeit und
der Völkerverständigung. Eine andere Welt ist möglich. Ein anderes Euro-
pa auch! Eine neue Bewegung beunruhigt Regierende und Finanzmanager
in Europa. Es ist die Protestbewegung gegen den Abbau sozialer, demokra-
tischer und gewerkschaftlicher Rechte,gegen Krieg und Rassismus. Im März
demonstrierten Hunderttausende in Barcelona „Gegen das Europa des Ka-
pitals und des Krieges“. Im selben Monat demonstrierten Millionen Men-
schen in Rom gegen Berlusconi und für Gewerkschaftsrechte. In Frankreich
gingen nach dem Wahlerfolg von Le Pens faschistischer Front National Milli-
onen auf die Straße. Im Juni setzten sich die spanischen Gewerkschaften
mit einem Generalstreik gegen den Abbau von sozialen Rechten zur Wehr.
Mit der Demonstration in Berlin gegen die Kriegspolitik des US-Präsiden-
ten im Mai und der Streikwelle im Sommer diesen Jahres nehmen die Pro-
teste auch in Deutschland Form an.
Diese europäische Protestbewegung ist Teil der weltweiten Bewegung ge-
gen die Auswirkungen der neoliberalen Globalisierung und gegen die Unter-
werfung der Welt unter die Profitlogik der Konzerne.
Nach dem Weltsozialforum in Porto Alegre/Brasilien Anfang diesen Jahres
schafft nun das Europäische Sozialforum der europaweiten Bewegung eine
Plattform zur Diskussion und Artikulierung ihrer Forderungen. Nationale
und kulturelle Vielfalt einerseits und ein gemeinsames politisches Ziel an-
dererseits – nämlich ein Europa des Friedens, der Ökologie und der sozia-
len Gerechtigkeit – bestimmen den Charakter des Europäischen Sozialfo-
rums. Hieraus entsteht eine neue Dynamik der europaweiten Protestbewe-
gung.
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